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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Zur Eindämmung der ständig wachsenden Zahl von Einwegverpackungen,
insbesondere von Getränken in Dosen, wurden entsprechende Massnahmen verlangt.
Der Bundesrat beauftragte das BUS, Verhandlungen mit Vertretern von Handel,
Industrie und Umweltschutzorganisationen zu führen und dabei auch die Frage einer
Pfandlösung oder eines Verbots abzuklären. Die von Industrie, Konsumenten und
Entsorgern getragene, neugegründete Schweiz. Interessengemeinschaft für
Abfallverminderung (SIGA) konnte mit Absprachen bezüglich des Ersatzes von PVC-
haltigen Verpackungen einen ersten Erfolg verzeichnen. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 31.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Ruedi Noser (plr, ZH) demande au Conseil fédéral d'étudier la levée des obstacles à
l'utilisation efficace des ressources et à la mise en place d'une économie circulaire.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat, bien qu'il reconnaisse la nécessité
d'identifier les obstacles. Selon lui, les problèmes proviennent du manque de
cohérence entre les différentes bases légales et de la mise en œuvre de la législation,
plutôt qu'au niveau de la législation en tant que telle. Il rappelle que l'administration
examine, dans le cadre du postulat 17.3505, des mesures pour exploiter l'économie
circulaire. Il met donc en doute, l'utilité d'une évaluation supplémentaire. 
Néanmoins, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 13 et 3
abstentions. 2

POSTULAT
DATUM: 27.09.2018
DIANE PORCELLANA

Barbara Schaffner (glp, ZH) wollte den Bundesrat mit einem im September 2020
eingereichten Postulat beauftragen, einige Fragen rund um das Thema Hochbau und
Klimaneutralität zu beantworten. In einem Bericht solle der Bundesrat festhalten, mit
welchen Massnahmen die Hochbau-Branche mit dem Netto-Null-Ziel kompatibel
werden könne. Dabei solle der Bundesrat insbesondere den Einsatz von Holz und
weiteren nachwachsenden Dämmstoffen, das Recycling von Baustoffen sowie die
sogenannte Rekarbonisierung von Beton diskutieren. Unter Rekarbonisierung von Beton
wird der Prozess verstanden, bei welchem rezyklierter Beton CO2 aus der Atmosphäre
absorbiert. Der Bundesrat solle auch darlegen, welchen Beitrag an das Ziel der
Klimaneutralität einzelne Massnahmen leisten könnten und wie solche Massnahmen
finanziell gefördert oder gar regulatorisch vorgeschrieben werden könnten.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Nachdem dieses von Thomas
Burgherr (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Sommersession 2021 in den
Nationalrat. In diesem Rahmen argumentierte Nationalrätin Schaffner, dass es höchste
Zeit sei, die graue Energie von Gebäuden zu thematisieren, denn Berechnungen hätten
ergeben, dass ein Gebäude ca. 40 Prozent seiner Klimabelastung schon in der Bauphase
generiere. Thomas Burgherr stimmte zu, dass das nachhaltige Bauen gefördert werden
solle, lehnte aber staatliche Massnahmen und Vorschriften ab. In der Abstimmung
sprachen sich 122 Mitglieder der grossen Kammer für das Postulat aus, 66 stimmten
dagegen und 3 enthielten sich der Stimme. Nebst der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion votierten auch zahlreiche Mitglieder der Mitte-Fraktion gegen das Postulat. 3

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt – auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklärte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erfüllen. Die Strategie
stützte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie – nach mehrjähriger

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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sowie zäher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament – ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager über die Gründe für die Ablehnung uneins; Übereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden müssen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kürzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterführung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalrätlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesänderung in der
Herbstsession mit einigen Änderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Bäumle
(glp, ZH) diese für zu wenig ausführlich hielt – man habe die Vorlage jedoch nicht
überladen wollen, argumentierte er. Weiterführende Massnahmen könnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Bäumle
angesprochen, kündigte der Bundesrat im übrigen in einer Medienmitteilung im
September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevölkerung ermöglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden Bemühungen der verschiedenen Branchen unterstützen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewässerschutz zurückzuführen ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 – im Monat vor
der Abstimmung über die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative – in 10 Prozent aller
Artikel über die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig geführten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof ernährt werden können. Gemäss
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevölkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschätzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
für die solche Substanzen benötigt werden, verbieten möchte, wurde ähnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewässerschutz gestärkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen, für die
ein öffentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhöhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zuströmbereiche finanziell unterstützen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstösse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufrüstung zur Verbesserung der
Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hösli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewässerraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen Landwirtschaftsbetrieb durch die Ausscheidung ebendieses
Gewässerraums ein übermässig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewässerraum nur mit natürlichem Dünger
gearbeitet wird. 

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsförderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Stärkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukünftig verhindern will, dass nicht verkaufte Güter im non-food
Bereich weggeworfen werden. 

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
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wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Überschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv über diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behörden ein gutes Zeugnis für
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hätten. In Zusammenhang
mit den Überschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. 4

Der Bundesrat publizierte im März 2022 den Bericht «Die Hürden gegen
Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft abbauen» in Erfüllung des gleichnamigen
Postulats von Ruedi Noser (fdp, ZH). Der Bericht hielt fest, dass sich durch die
durchgeführten Branchenbefragungen, Workshops etc. bezüglich der im Postulat
aufgeworfenen Fragestellung drei Hauptergebnisse herauskristallisiert haben: Erstens
gebe es das ökologisch und wirtschaftlich grösste Potenzial für Ressourceneffizienz und
Kreislaufwirtschaft in den Bereichen Bauen und Wohnen, Land- und
Ernährungswirtschaft, bei der Mobilität, beim Maschinenbau sowie in der chemischen
Industrie. Zweitens stellten weniger einzelne rechtliche Bestimmungen als vielmehr die
mangelnde Kohärenz zwischen verschiedenen rechtlichen Grundlagen ein
Innovationshemmnis für nachhaltige Praktiken dar. Drittens wolle der Bundesrat in
seinem künftigen Handeln in den einzelnen Politikfeldern dem Aspekt des
ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft noch stärker Rechnung tragen und
bestehende Fehlanreize und Vollzugsdefizite korrigieren.
Zum Abbau der bestehenden Hürden in ökologisch und wirtschaftlich relevanten
Handlungsfeldern wären gemäss Bundesrat acht Massnahmen effizient und zeitnah
umsetzbar. Diese Massnahmen beinhalteten etwa die Aus- und Weiterbildung von
Architekten und Planenden, damit diese ressourceneffiziente und
ressourcenschonende Baumaterialien verwenden und auf die Wiederverwendung von
Materialien oder auf die Verminderung von Foodwaste sensibilisiert werden, indem
beispielsweise Fehlmengen leichter an gemeinnützige Organisationen abgegeben
werden können. 5

POSTULAT
DATUM: 11.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2022: Umweltschutz

Zentrales Thema im Bereich des Umweltschutzes war 2022 erneut die Klimapolitik.
Dabei standen die Diskussionen um die Gletscherinitiative respektive allen voran um
deren indirekten Gegenvorschlag im Zentrum der politischen Aufmerksamkeit: Mit
dieser in der Herbstsession unter Dach und Fach gebrachten Vorlage in Form des
«Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der
Energiesicherheit» beschlossen die Räte, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral
werden soll. Dies soll unter anderem mit Emissionsreduktionszielen in den einzelnen
Sektoren Gebäude, Verkehr und Industrie, einem Sonderprogramm zum Ersatz von
fossilen Heizungsanlagen und zur Stärkung der Energieeffizienz sowie mit der
Förderung von neuartigen Technologien und Prozessen sichergestellt werden. Die SVP
ergriff gegen die von ihr als «Stromfresser-Gesetz» bezeichnete Vorlage das
Referendum. Auch gegen das dringliche Bundesgesetz, mit dem das Parlament den
Ausbau der Photovoltaik mittels grossflächiger Anlagen in den Bergen voranbringen will,
wurde das Referendum ergriffen.
Im Berichtsjahr stellte der Bundesrat zudem das CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024
vor, das an das geltende CO2-Gesetz anknüpfte, welches vom Parlament bis 2024
verlängert worden war. Ziel ist eine Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2030
gegenüber 1990 um 50 Prozent, was mit konkreten Massnahmen und finanziellen
Mitteln über insgesamt CHF 4.1 Mrd in den verschiedensten Bereichen, wie etwa dem
Verkehrswesen, beim Import von Treibstoffen, aber auch beim Finanzmarkt erreicht
werden soll.
Im September 2022 startete schliesslich die Unterschriftensammlung für die
Klimafonds-Initiative, mit der die SP und die Grünen einen Fonds zur Finanzierung von
Massnahmen einrichten wollen, die den Klimawandel und seine Folgen für Mensch,
Wirtschaft und Umwelt in Übereinstimmung mit dem Klimaabkommen von Paris
bekämpfen. 
Trotz dieser verschiedenen Projekte blieb die mediale Berichterstattung zum Thema
Umweltschutz im Jahr 2022 jedoch hinter derjenigen des Vorjahrs zurück, als an der
Urne über das CO2-Gesetz abgestimmt worden war. Jedoch sorgte der heisse Sommer

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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2022 für einen Anstieg der Medienberichterstattung zum Thema «Klimapolitik» sowie
zum Thema «Schutz vor Naturgefahren». Letzteres wurde aufgrund mehrerer
Hitzeperioden sowie der in manchen Regionen der Schweiz stark ausgeprägten
Trockenheit in zahlreichen Zeitungsartikeln diskutiert – insbesondere im Hinblick auf
die Situation in der Landwirtschaft (vgl. Abbildung 1).

Beim Biodiversitäts- und Landschaftsschutz stand der vermeintliche oder tatsächliche
Widerspruch zwischen Naturschutz und Ausbau der erneuerbaren Energien im Fokus
von Medien und Politik. Im Frühjahr 2022 gab es einige Medienaufmerksamkeit zu
Projekten in den Bereichen Photovoltaik und Wasserkraft sowie zu den diesbezüglichen
Reaktionen von Organisationen des Natur- und Landschaftsschutzes. So stiess etwa ein
geplanter Photovoltaikpark im Hochgebirge oberhalb von Gondo (VS) bei der ENHK auf
Widerstand. Deren Präsidentin Heidi Z’graggen (mitte, UR) wehrte sich gegen die
«Verunstaltung» der Schweizer Landschaften durch Solarpanels. In einer Motion
forderte sie deshalb ein Moratorium für den Bau solcher Anlagen. Überdies wehrte sich
die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Nachgang zu einem runden Tisch zur
Wasserkraft gegen einen neuen Stausee am Gornergletscher und die Organisation Aqua
Viva opponierte zusammen mit dem Grimselverein gegen einen geplanten Stausee beim
Triftgletscher. Als Grund für den Widerstand wurde in beiden Fällen der
Landschaftsschutz vorgebracht. 
Das Dilemma zwischen Ausbau der Erneuerbaren und Schutz der Umwelt fand auch im
Rahmen der nationalrätlichen Debatte über die Biodiversitätsinitiative und deren
indirekten Gegenvorschlag ihren Niederschlag. Dazu gesellten sich intensive Debatten
über den Schutz der Biodiversität und der diesbezüglichen – je nach Sichtweise
positiven oder negativen – Folgen für die Landwirtschaft. Während sich der Nationalrat
in der Herbstsession für den indirekten Gegenvorschlag und für einen qualitativen
Ansatz des Biodiversitätsschutzes anstelle eines konkreten Flächenziels aussprach,
konnte sich die kleine Kammer im Berichtsjahr noch nicht zur Vorlage äussern.

Beim Thema Gewässerschutz führte ein Bericht der GPK-NR zum Grundwasserschutz,
der insbesondere die Vollzugsdefizite der Kantone beim planerischen
Grundwasserschutz bemängelte, zur Einreichung dreier Vorstösse ebendieser
Kommission: Eine erste Motion verlangte verbindliche Fristen für die Umsetzung aller
rechtlich vorgesehener Massnahmen des planerischen Grundwasserschutzes, eine
zweite Motion wollte, dass das geltende Gewässerschutzrecht um Aufsichts- und
Interventionsmöglichkeiten beim Vollzug erweitert wird, und ein Postulat forderte die
Prüfung und gegebenenfalls die Anpassung des Gewässerschutzprogramms in der
Landwirtschaft. Alle drei Vorstösse wurden in der Wintersession 2022 vom Nationalrat
gutgeheissen.

2022 gab es schliesslich auch Fortschritte beim Thema Abfallvermeidung: Ein auf die
parlamentarische Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» zurückgehender
Entwurf in Form einer Revision des USG war in der Vernehmlassung grundsätzlich
positiv aufgenommen worden. Die Vorlage, die den Grundsatz der Ressourcenschonung
im USG verankern will und die Massnahmen in zahlreichen Bereichen, wie etwa beim
Abfallwesen, beim Littering, beim Produktedesign oder im Bausektor fordert, wird wohl
nächstes Jahr im Parlament diskutiert werden. 6

Rückblick auf die 51. Legislatur: Umweltschutz

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Karel Ziehli und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Die nach der sogenannten Klimawahl angetretene 51. Legislatur war im Bereich des
Umweltschutzes stark geprägt von der Klimapolitik, die wiederum einem wechselhaften
politischen Klima ausgesetzt war. Das totalrevidierte CO2-Gesetz, das zur Erreichung
eines 50-prozentigen Reduktionsziels bis 2030 gegenüber 1990 etwa zentrale
Massnahmen für Eigentümerinnen und Eigentümer mit Ölheizungen,
Treibstoffimporteure und Flugreisende eingeführt hätte, wurde von der
Stimmbevölkerung im Juni 2021 an der Urne knapp abgelehnt. Um das mit dem Pariser
Abkommen vereinbarte Reduktionsziel der Schweiz dennoch zu erreichen, lancierte die
UREK-NR unmittelbar nach Ablehnung an der Urne erfolgreich eine
Kommissionsinitiative, mit der die wichtigsten Massnahmen des bisherigen CO2-
Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten. Die Räte verabschiedeten die so
ausgestaltete Teilrevision des CO2-Gesetzes bereits in der Wintersession 2021. Im
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September 2022 präsentierte der Bundesrat zudem seine neue Botschaft zum
revidierten CO2-Gesetz für 2025 bis 2030, worin er im Unterschied zur letzten Revision
auf neue und höhere Abgaben verzichtete. 

Bereits im August 2019 hatte der Bundesrat aufgrund aktuellster Erkenntnisse des
Weltklimarates eine Verschärfung seines Klimaziels beschlossen; bis 2050 soll die
Schweiz klimaneutral werden. Dieses Netto-Null-Ziel bis 2050 sowie dazugehörige
Massnahmen – in erster Linie zur Förderung innovativer Technologien und finanzielle
Anreize zur Umstellung auf klimaschonende Heizungen – nahm das Parlament in der 51.
Legislatur in den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative auf. Gegen den
indirekten Gegenvorschlag in Form des Klima- und Innovationsgesetzes wurde das
Referendum ergriffen. Nachdem die Vorlage im Juni 2023 an der Urne angenommen
worden war, zogen die Initiantinnen und Initianten die Volksinitiative definitiv zurück. 

Auch dem Gewässerschutz wurde in der 51. Legislatur ein hoher Stellenwert
beigemessen. Mit der Trinkwasser- und der Pestizid-Initiative kamen in diesem Bereich
gleich zwei Volksanliegen zur Abstimmung. Nach einem hitzigen Abstimmungskampf
lehnte die Stimmbevölkerung beide Initiativen an der Urne ab. Zu Änderungen im
Gewässerschutz kam es in besagter Legislatur dennoch: Neben den im Rahmen der
Weiterentwicklung der Agrarpolitik (AP22+) beschlossenen Massnahmen verlangte auch
eine parlamentarische Initiative eine Verminderung des Risikos beim Einsatz von
Pestiziden: Mit entsprechenden Änderungen des Chemikaliengesetzes, des
Landwirtschaftsgesetzes und des Gewässerschutzgesetzes wurden die im «Aktionsplan
Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen Reduktionsziele gesetzlich verankert. Darüber
hinaus forderte die Initiative die Verringerung der Nährstoffverluste. Durch Annahme
einer Motion verlangte das Parlament indes, das diesbezüglich vom Bundesrat auf dem
Verordnungsweg festgelegte Reduktionsziel nachträglich anzupassen. Zuspruch im
Parlament fand ferner eine Motion mit der Forderung, den Schutz der
Trinkwasserfassungen zu verstärken. Ebenfalls nahm das Parlament zwei Motionen an,
die die Wasserqualität durch einen Ausbau respektive eine Aufrüstung von
Abwasserreinigungsanlagen zur Reduktion von Mikroverunreinigungen respektive zur
Verbesserung der Stickstoffeliminierung erhöhen wollen. 

Nachdem das Thema Kreislaufwirtschaft nach Ablehnung der Volksinitiative «Grüne
Wirtschaft» an der Urne im Jahr 2016 und nach Nichtzustandekommen eines indirekten
Gegenvorschlags etwas in den Hintergrund getreten war, erhielt es in der 51. Legislatur
neuen Schub. In der Sondersession vom Mai 2023 behandelte der Nationalrat als Erstrat
eine durch eine parlamentarische Initiative initiierte Änderung des
Umweltschutzgesetzes zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft, mit der die
Umweltbelastung durch Verpackungen und Abfälle massgeblich reduziert werden soll. In
ebendieser Legislatur wurden auch einige Motionen überwiesen, die sich zwecks
Abfallverminderung Änderungen der gesetzlichen Grundlagen wünschten, so eine
Motion zur Wiederverwendung von Baumaterialien, zur Stärkung des Plastikrecyclings,
zur Verstärkung von Massnahmen gegen Littering sowie zur Verringerung von Food
Waste. 

Ausserhalb des Parlaments berichteten die Medien häufig über ungewöhnliche
Demonstrationen von Klimaaktivistinnen und -aktivisten, so auch über Klebeaktionen,
die Besetzung eines Verkehrsknotens in der Stadt Zürich oder diejenige des
Bundesplatzes. Medial stark begleitet wurde nicht zuletzt auch ein im Waadtland
geführter Gerichtsprozess gegen Aktivistinnen und Aktivisten, die in einer Lausanner
Filiale der Credit Suisse in einer Aktion auf die umweltschädlichen Investitionen der CS
in Milliardenhöhe aufmerksam machten. Insbesondere 2022 widmeten die Medien auch
dem vermeintlichen oder tatsächlichen Konflikt zwischen Landschaftsschutz und
erneuerbaren Energieträgern viel Druckerschwärze, was sich etwa in kontroversen
Diskussionen um einen Photovoltaikpark im Walliser Hochgebirge äusserte. 

Darüber hinaus war das Verhältnis zwischen Biodiversität und Landwirtschaft
Gegenstand der ausführlichen parlamentarischen Debatte zur Biodiversitätsinitiative
und zu deren indirektem Gegenvorschlag. Das Volksanliegen wird die Politik wohl auch
während der 52. Legislatur noch beschäftigten, hat doch der Ständerat in der
Sommersession 2023 im Unterschied zum Nationalrat entschieden, nicht auf den
indirekten Gegenvorschlag einzutreten. 

Zu den Jahresrückblicken:
2020
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2021
2022

Jahresrückblick 2023: Umweltschutz

Die Klimapolitik bildete 2023 einmal mehr den Schwerpunkt im Themenbereich
«Umweltschutz», so wurde im Berichtsjahr in über 60 Prozent der Presseartikel, die der
Thematik «Umweltschutz» gewidmet waren, über die Klimapolitik berichtet.
Im März reichten die Jungen Grünen genügend Unterschriften für das Zustandekommen
der Umweltverantwortungsinitiative ein. Diese Initiative fordert, dass die natürlichen
Lebensgrundlagen durch die wirtschaftlichen Aktivitäten nicht gefährdet werden
dürfen. In einem viel weiter fortgeschrittenen Stadium befand sich hingegen die
Gletscherinitiative: Im Juni nahm die Schweizer Stimmbevölkerung in einem
fakultativen Referendum den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative an. Das
damit neu geschaffene Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und
die Stärkung der Energiesicherheit wurde von zwei Bundesbeschlüssen über die
Förderung neuer Technologien und über ein Programm zum Heizungsersatz ergänzt. Die
Berichterstattung zu Klimafragen verzeichnete im Zusammenhang mit dieser
Abstimmung einen veritablen Peak: Im Mai befassten sich fast 7 Prozent aller
Zeitungsartikel mit dem Klimaschutz (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Das
Parlament begann sodann im Berichtsjahr auch mit der Beratung der Revision des CO2-
Gesetzes für die Periode 2025–2030, bei welcher es um die Konkretisierung und
Umsetzung der im Klima- und Innovationsgesetz gesteckten Reduktionsziele geht. 
Deutlich weniger stark war die Zeitungsberichterstattung über diesen Themenbereich
2023 verglichen mit der Zeit vor den eidgenössischen Wahlen 2019, sowohl absolut als
auch relativ (vgl. APS-Inserateanalyse zu den eidgenössischen Wahlen 2023). Kurz vor
den eidgenössischen Wahlen 2023 organisierten Umweltschutzorganisationen eine
grosse Klimademonstration in Bern. Bei den Wahlen erzielten die Parteien, die sich
prominent für den Klima- und Umweltschutz einsetzten, jedoch unterschiedliche
Resultate (vgl. Jahresrückblick zu den Parteien): Während die Grünen und die
Grünliberalen herbe Verluste einstecken mussten, vermochte die SP einige Sitze
hinzuzugewinnen. Die Medien machten unter anderem die so genannten Klimakleber
für das schlechte Abschneiden der Grünen mitverantwortlich.

Neben der Klimapolitik fanden auch der Schutz und die Stärkung der Biodiversität 2023
einige Beachtung. National- und Ständerat wurden sich dabei jedoch über den
richtigen Weg nicht einig: Während die grosse Kammer einen indirekten
Gegenvorschlag zur Biodiversitätsinitiative ausarbeiten wollte, trat der Ständerat in der
Wintersession endgültig nicht auf diesen ein. Die kleine Kammer präferierte stattdessen
den Weg über ein Postulat, mit dem der Vollzug im Bereich des Biodiversitätsschutzes
mit den bestehenden rechtlichen Grundlagen verbessert werden soll. Hingegen hiess
das Parlament eine Motion sowie ein Postulat gegen langlebige Chemikalien (PFAS) gut.
Auch im Bereich des Naturschutzes kann die Volksinitiative «Für eine Einschränkung
von Feuerwerk» angesiedelt werden. Diese will Verkauf und Verwendung von
lärmerzeugendem Feuerwerk generell verbieten und kam im Dezember offiziell
zustande.

Schliesslich beschäftigte auch die Kreislaufwirtschaft die Schweizer Politik im Jahr
2023. Anfang März erschien ein umfangreicher Bericht zum Abfallmanagement und
Recycling in der Schweiz in Erfüllung von sechs Postulaten. Dieser wollte nicht nur das
Rezyklieren verbessern, sondern auch die Vermeidung, Teilung, Wiederverwendung
oder Reparation von Abfällen fördern. Im Bericht wurde jedoch darauf verzichtet,
konkrete Massnahmen zu fordern, da beide Parlamentskammern im Berichtsjahr auch
die umfassende Revision des Umweltschutzgesetzes erstmals berieten: Der Entwurf der
UREK-NR wollte die Schonung der natürlichen Ressourcen und die Stärkung der
Kreislaufwirtschaft als Grundsätze im USG verankern. Gleichzeitig wurden eine gewisse
Liberalisierung bei der Sammlung von Kunststoffabfällen, mögliche Anforderungen an
das Design von Produkten und Verpackungen sowie die Förderung des
ressourcenschonenden Bauens diskutiert. 7
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Allgemeiner Umweltschutz

Gemäss einer im Jahr 2015 publizierten Studie der Europäischen Umweltagentur (EEA)
belegt die Schweiz im Bereich der Ressourceneffizienz zusammen mit Luxemburg, dem
Vereinigten Königreich und den Niederlanden den ersten Rang im Vergleich mit 38
europäischen Ländern. Ebenfalls gut steht die Schweiz in Bezug auf das Recycling da:
Hier nimmt sie hinter Deutschland, Österreich und Belgien Rang vier ein. In anderen
Sparten hingegen bildet die Schweiz gemäss Studie das Schlusslicht: Nirgends sonst
wird so viel Abfall pro Kopf produziert wie hierzulande. Ferner belegt die Schweiz bei
den Schutzgebieten den letzten Platz. Nur gerade 6.5 Prozent der Schweizer
Landesfläche sind als solche klassiert, während sich dieser Anteil beim Spitzenreiter
Slowenien auf 30 Prozent beläuft. 
Von der Sonntagszeitung auf die tiefen Zahlen angesprochen, relativierte das BAFU
diese mit Verweis auf eine ungenügende Datenlage. Man verfüge nur über die Angaben
zu nationalen Schutzgebieten; für Schutzgebiete auf kantonaler und lokaler Ebene
würden entsprechende Daten fehlen. Überschlage man diese grob und addiere dazu
noch Waldreserven und sich in Privatbesitz befindende Schutzgebiete, beliefe sich der
Wert auf ungefähr 11 Prozent. Nichtsdestotrotz anerkenne man starken
Handlungsbedarf.
Ein im Januar desselben Jahres publizierter Bericht des Bundes zum Zustand der
Umwelt in der Schweiz hatte der Biodiversität ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. Zum
Erhalt Letzterer sind Schutzgebiete von zentraler Bedeutung. Gemäss den Aichi-Zielen
für den weltweiten Artenschutz müssten Schutzgebiete in der Schweiz bis 2020 17
Prozent der Landesfläche ausmachen – ein Unterfangen, dass gemäss der
verantwortlichen Verwaltungsstelle im vorgegebenen Zeitraum nicht erreicht werden
kann. Dass das Thema nicht sehr weit oben auf der Agenda der meisten politischen
Akteure stand, zeigte sich auch im nur schleppenden Vorankommen bei der Erarbeitung
einer Biodiversitätsstrategie. Im Jahr 2013 hatte eine von gfs.bern durchgeführte
Umfrage ergeben, dass beinahe drei Viertel der Befragten den Zustand der Biodiversität
in der Schweiz irrtümlicherweise als gut bis sehr gut einstuften. Demzufolge bestehe
kein öffentlicher Druck, der die Politik zum Einleiten notwendiger Schritte bewegen
könnte, diagnostizierte Walter Wagner, Leiter Biodiversität beim WWF. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.03.2015
MARLÈNE GERBER

Beat Vonlanthen (pdc, FR), avec son postulat, attend du Conseil fédéral qu'il établisse
un rapport sur les incitations fiscales et les mesures pouvant stimuler l'économie
circulaire, pour que la Suisse saisisse les opportunités liées à ce modèle économique.
Plusieurs pays européens ont déjà pris des mesures, notamment une réduction des
taux de TVA pour les travaux de réparation, afin de favoriser le recyclage des produits.
Selon l'auteur, avec une utilisation efficace et durable des ressources, la Suisse pourrait
également créer de la valeur et assurer une croissance économique durable et un taux
d'emploi élevé. C'est pourquoi, il demande que soient répertoriées les mesures prises
dans les autres pays concernant l'économie circulaire, d'évaluer leur intérêt au regard
des objectifs fixés dans le cadre de la Stratégie pour le développement durable 2016-
2019, d'analyser les incidences d'un abaissement du taux de TVA pour les services de
réparation et de présenter d'autres mesures permettant d'exploiter le potentiel de
l'économie circulaire. 
Le Conseil fédéral demande le rejet du postulat. Doutant de l'efficacité d'une réduction
de la TVA, l'instauration de cette mesure compliquerait, selon lui, le système fiscal et
induirait une augmentation des frais d'exécution. De plus, sur la base des conclusions
du rapport en réponse au postulat 12.3777, il est d'avis que les mesures relatives au
recyclage des produits doivent provenir, volontairement, des milieux économiques.
Toutefois, il compte suivre l'engagement des milieux économiques à cet égard et il
statuera, dans le cadre de la stratégie de prévention des déchets (encore en
élaboration), de la nécessité d'encourager les mesures volontaires. Contrairement à
l'avis de l'exécutif, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 15. Le
Conseil fédéral devra alors présenter des réponses. 9

POSTULAT
DATUM: 13.09.2017
DIANE PORCELLANA

Im Juni 2020 publizierte der Bundesrat den Bericht «Steuerliche und weitere
Massnahmen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft» in Erfüllung des Postulats
Vonlanthen (cvp, FR). Im  Bericht wurden verschiedene Massnahmen vorgestellt und
diskutiert, die ein gewisses Potential aufweisen könnten, damit Produkte länger genutzt
oder besser repariert werden können. Dabei haben sich drei Massnahmen heraus
kristallisiert, die der Bundesrat weiter verfolgen möchte, indem er sie einer vertieften
Analyse der volkswirtschaftlichen Auswirkungen unterzieht und dabei die Vereinbarkeit
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mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz berücksichtigt: Es handelt sich
dabei um Deklarationspflichten, Verlängerung der Gewährleistungsfrist inklusive
Reparaturoptionen und Registerlösungen zur Eigentumssicherung.
Die Resultate dieser Analyse sollen in das Massnahmenpaket zur Ressourcenschonung
und Kreislaufwirtschaft einfliessen, welches die Verwaltung dem Bundesrat infolge des
Auftrags aus der Berichterstattung «Grüne Wirtschaft» bis spätestens Ende 2022
vorschlagen soll. 10

Im Juni 2020 hatte Christoph Clivaz (gp, VS) ein Postulat zur Messung der ökologischen
Nachhaltigkeit der Kreislaufwirtschaft eingereicht. Dieses verlangte vom Bundesrat
eine Auslegeordnung über die Verwendung des von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern entwickelten REV-Indikators (Retained Environmental Value) zur
Messung der Leistungsfähigkeit der Kreislaufwirtschaft. Dabei solle der Bundesrat auch
prüfen, inwiefern die Bundesverwaltung den Indikator nutzen könnte. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, das Postulat anzunehmen, und erläuterte, dass er dieses
gegebenenfalls mit den beiden bereits überwiesenen Postulaten Bourgeois (Po.
20.3062) und Munz (Po. 20.3090) erfüllen werde. Der Nationalrat nahm das Postulat in
der Herbstsession 2020 stillschweigend an. 11

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Juni 2020 reichte Ständerätin Thorens Goumaz (gp, VD) eine Motion zum Thema
Kreislaufwirtschaft ein. Sie forderte, dass der Bundesrat «Massnahmen zur
Innovationsförderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft und der Schonung von
Ressourcen, Umwelt und Klima» trifft, analog zu den sogenannten «Innovation Green
Deals». Diese Vereinbarungen zwischen der öffentlichen Hand auf der einen Seite und
hauptsächlich privaten Unternehmen auf der anderen Seite seien bereits in einigen
Ländern Europas eingeführt worden. Das Ziel solcher Vereinbarungen sei es, die
Kreislaufwirtschaft zu fördern, indem beispielsweise administrative Hürden minimiert
würden oder Unterstützung bei Innovationen geboten werde. Nach dem Willen von
Thorens Goumaz sollen diese öffentlich-privaten Vereinbarungen auch in der Schweiz
zum Einsatz kommen, um im Sinne eines Postulats Noser (fdp, ZH; Po. 18.3509)
regulatorische Hürden abzubauen und im Einklang mit den Arbeiten zur Umsetzung
einer parlamentarischen Initiative der UREK-NR (Pa.Iv. 20.433) die Ressourceneffizienz
zu steigern. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion und verwies darauf,
dass er das UVEK bereits damit beauftragt habe, bis Ende 2022 Massnahmen zur
Ressourcenschonung und zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft zu erarbeiten. Die
Forderungen der vorliegenden Motion würden in diesem Rahmen geprüft.
In der Wintersession 2020 wurde der Vorstoss im Ständerat beraten, nachdem die
UREK-SR in ihrer Vorberatung beschlossen hatte, die Motion zur Annahme zu
empfehlen. Thorens Goumaz erläuterte, dass die Forderungen mit Annahme der Motion
direkt in die Arbeiten zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative der UREK-NR
einfliessen könnten, wodurch man schneller vorwärtskäme, als wenn der
Massnahmenplan des Bundes Ende 2022 abgewartet werde. Diese Argumentation
scheint den Ständerat überzeugt zu haben, er nahm die Motion mit 33 zu 3 Stimmen
klar an. 12

MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Massnahmen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und der nachhaltigen
Ressourcennutzung standen in der Sommersession 2021 auf dem Programm des
Nationalrates. Währenddem sich die Mehrheit der UREK-NR für die Annahme der
vorliegenden Motion Thorens Goumaz (gp, VD) aussprach, lehnte eine Minderheit Egger
(svp, SG) das Geschäft ab. Sowohl Mehrheitensprecher Jauslin (fdp, AG) als auch der die
Minderheit vertretende Mike Egger wiesen auf die Arbeiten rund um die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative 20.433 der UREK-NR mit dem Titel «Schweizer
Kreislaufwirtschaft stärken» hin. Während für Jauslin noch nicht feststand, dass die
Anliegen der vorliegenden Motion dann auch wirklich bis zum Schluss in der Vorlage zur
Umsetzung der parlamentarischen Initiative verbleiben würden, war es für Egger bereits
klar, dass die Anliegen der Motionärin aufgenommen würden. Letzterem Votum schloss
sich auch Bundesrätin Sommaruga an. Der Bundesrat unterstütze das Anliegen von
Thorens Goumaz zwar inhaltlich, ziehe es aber auch vor, wenn die Forderungen in die
Arbeiten zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative der UREK-NR einfliessen
würden, betonte sie.
Die grosse Kammer beschloss jedoch, der Mehrheit ihrer vorberatenden Kommission zu
folgen, und nahm den Vorstoss mit 136 zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) deutlich an.
Die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus den Reihen der SVP-Fraktion. 13

MOTION
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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In der Sommersession 2021 stimmte die kleine Kammer der Abschreibung des
Postulates «Die Chancen der Kreislaufwirtschaft nutzen. Prüfung steuerlicher Anreize
und weiterer Massnahmen» des ehemaligen Ständerates Beat Vonlanthen (cvp, FR) zu.
Der Bundesrat hatte den Bericht in Erfüllung des Postulates im Juni 2020 publiziert. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das Parlament hatte die Anliegen der Motion 20.3667 «Dank Innovation Green Deals
die Kreislaufwirtschaft und die nachhaltige Ressourcennutzung fördern» von Adèle
Thorens Goumaz (gp, VD) in die Vorlage in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» eingebracht. Der Bundesrat erachtete
die Motion Thorens Goumaz daher als erledigt und beantragte deren Abschreibung.
Dieser Forderung kamen die beiden Räte in der Sommersession 2022 nach. 15

MOTION
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Roger Nordmann (sp, VD) reichte im September 2022 ein Postulat zur Verwertung
gebrauchter Textilien ein. Der Bundesrat solle in einem Bericht festhalten, wie die
Bewirtschaftung von gebrauchten Textilien in der Schweiz ausgestaltet ist und welche
Massnahmen er ergreifen kann, um die Verwertung dieser Textilien in der Schweiz
weiter zu fördern. Der Waadtländer Nationalrat kritisierte unter anderem die so
genannte «fast fashion», welche dazu führe, dass immer mehr gebrauchte Kleider von
geringer Qualität anfielen, wodurch die bestehenden Sortierzentren an ihre
Kapazitätsgrenzen gelangten. Die Arbeiten dieser Sortierzentren in der Schweiz
beschränkten sich daher darauf, second hand Textilien auszusortieren, während ein
grosser Teil der Textilien, die in der Schweiz nicht weiterverwendet werden können, in
Drittländer, insbesondere in Afrika, versendet werden. In diesen Drittländern bringe
diese Praxis negative ökologische und soziale Auswirkungen mit sich. Der Bundesrat
solle daher unter anderem klären, ob in Einklang mit EU-Regulierungen auch in der
Schweiz Regulierungsmassnahmen für die Förderung der Verwertung von gebrauchten
Textilien angewendet werden könnten. Zudem solle analysiert werden, ob analog zu den
elektronischen Geräten eine vorgezogene Recyclinggebühr als Finanzierungsoption für
die Sortierung und das Recycling eingeführt werden könnte. Nicht zuletzt solle der
Bundesrat mögliche lokale Absatzmärkte und Verwertungsmöglichkeiten für second
hand Textilien in der Schweiz prüfen, damit der Anteil der in Drittländer exportierten
oder vernichteten Kleider abnimmt.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das in der Wintersession 2022
vom Nationalrat stillschweigend angenommen wurde. 16

POSTULAT
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Conseil fédéral a répondu au postulat Clivaz (vert-e-s, VS) demandant d'évaluer
l'opportunité d'introduire un indicateur, développé par l'EPFZ, visant à mesurer
l'économie circulaire. Le REV, pour Retained Environmental Value, est jugé par
l'Administration fédérale comme présentant de nombreux avantages, notamment
s'agissant de la clarté des résultats et de la facilité de communiquer les chiffres
obtenus. Malgré tout, il s'agirait dans l'idéal d'utiliser cet indicateur en combinaison
avec d'autres indicateurs d'écobilans classiques pour un résultat plus précis et tenant
compte d'autres aspects, dont le cycle de vie des produits en question. Le Conseil
fédéral a présenté ses conclusions dans le cadre d'un rapport regroupant plusieurs
postulats touchant aux déchets et à l'économie circulaire. 17

BERICHT
DATUM: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

Abfälle

Mit dem Vermeiden, dem Sammeln und Verwerten von Abfällen befasste sich ein
erster Tätigkeitsbericht der 1973 eingesetzten Eidgenössischen Kommission für
Abfallwirtschaft, in welcher ausser Bund, Kantonen und Gemeinden auch Konsumenten,
Forschungsanstalten und interessierte Wirtschaftskreise vertreten sind. Die «Aktion
saubere Schweiz» publizierte eine als Arbeitsinstrument gedachte Dokumentation über
den Stand der Abfallverwertung. 18

BERICHT
DATUM: 03.05.1975
ERNST FRISCHKNECHT
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Mit der Umwandlung von Abfällen in Energie beschäftigte sich eine internationale
Konferenz in Montreux. Ein schweizerischer Beitrag unterstrich die Ersparnisse an
Energie, die eine verbesserte Rückführung der Altmaterialien, besonders des
Aluminiums, mit sich brächte. 19

ANDERES
DATUM: 07.11.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Die zum Zweck des Studiums der Bewirtschaftung der Abfälle eingesetzte
eidgenössische Kommission empfahl vor allem die Verwendung von Mehrwegflaschen
als besonders rohstoff- und energiesparende Verpackungsart. Um die
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die ungeordnete Deponie von
Autowracks zu verhindern, erliessen die Kantone Graubünden und Aargau sog.
Autobeseitigungsgesetze. Über die Probleme bei der Lagerung radioaktiver Abfälle
haben wir bereits im entsprechenden Sachzusammenhang orientiert. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.08.1976
HANS HIRTER

Als eines der naheliegendsten Verfahren zur Eindämmung der Abfälle erweist sich die
Mehrfachverwendung von Flaschen und anderen Gebinden. Um die Anwendung dieser
Präventivmassnahme zu verallgemeinern, verlangt Nationalrat F. Meier (na, ZH) mit einer
parlamentarischen Initiative die Einführung einer Sondersteuer auf Einweggebinden. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.1977
HANS HIRTER

Cependant, l'idée de retraitement des déchets gagne du terrain. Jusqu'à maintenant, il
s'agissait avant tout d'éliminer les détritus en tenant compte de l'environnement; mais
la raréfaction des matières premières et de l'énergie a augmenté l'importance de la
récupération et du recyclage. Les actions de ramassage de l'aluminium, destinées avant
tout à récupérer les emballages venant des ménages privés, ont aussi contribué à
sensibiliser la population à l'idée de recyclage. La prise de position très sceptique
d'une commission de l'OFPE, qui a mis en doute la rentabilité de telles actions, a
provoqué surprise et déception parmi les ramasseurs d'alu organisés dans toute la
Suisse, au World Wildlife Fund et dans d'autres milieux encore. L'Office fédéral a été
amené plus tard à rendre un jugement plus positif. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.11.1980
FRANÇOIS DA POZZO

Die Verbrennung der Abfälle wird zwar als energiepolitisch sinnvolle
Beseitigungsmethode anerkannt. Da die dabei entstehenden gesundheitsschädigenden
Gase aber nicht vollständig ausfiltriert werden können, stellen die
Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) stets auch eine Quelle der Luftverunreinigung dar.
In verschiedenen Städten kam es deshalb zu Kontroversen über den Betrieb und den
Ausbau dieser Anlagen. Um diese Art der Luftverschmutzung zu vermindern, wird man
in Zukunft – neben der Verbesserung der Rauchgasfilter – vermehrt Gewicht auf eine
Vorsortierung des Mülls legen müssen. Es geht dabei nicht nur um das Sammeln
wiederverwendbarer Materialien, welches bereits heute beim Altpapier und beim Glas
mit gutem Erfolg praktiziert wird, sondern auch darum, Stoffe, die giftige
Verbrennungsgase entwickeln, aus dem Haushaltkehricht zu eliminieren. Erste
Experimente mit dem gesonderten Einsammeln von quecksilberhaltigen Batterien fielen
sehr erfolgversprechend aus. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.12.1981
HANS HIRTER

Auch in der Bewirtschaftung der Abfälle gewinnt der Gedanke Anhänger, dass es
ökonomischer ist, diese gar nicht erst entstehen zu lassen, als sie nachträglich unter
Erzeugung von schädlichen Nebenwirkungen und mit beträchtlichem finanziellem
Aufwand zu beseitigen. Die Belastung der Verpackungsmaterialien mit einer
Sonderabgabe, wie dies NR Neukomm (sp, BE) anlässlich der Behandlung des
Umweltschutzgesetzes gefordert hatte, lehnte das Parlament allerdings mit 73:42
Stimmen ab. Nach Ansicht von Fachleuten sollte zumindest dafür gesorgt werden, dass
wiederverwendbare Materialien (Glas, Papier usw.) einerseits, und Stoffe, die beim
Verbrennungsprozess giftige Gase erzeugen andererseits, aus dem Haushaltkehricht
ausgesondert werden. Um den Anteil der wiederverwendbaren Stoffe im Kehricht
festzustellen, veranlasste das BUS eine Analyse. 24

BERICHT
DATUM: 08.12.1982
HANS HIRTER
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Abfalldeponien beginnen auch unabhängig von spektakulären Unfällen eine erhöhte
Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen. 1983 wurde erstmals im Auftrag der
Eidgenössischen Kommission für Abfallwirtschaft die Zusammensetzung der 2.4 Mio t
Abfälle in der Schweiz analysiert. Die Hälfte entfiel auf organische Stoffe wie Holz,
Küchen- oder Gartenabfälle, ein Viertel auf Karton und Altpapier. Im Rest waren die
Kategorien Kunststoffe, magnetische Metalle und Glas namhaft. Es wurde die Forderung
laut, angesichts der Verschwendung von Rohstoffen und Energie den Abfallberg durch
dringend nötige Verhaltensänderungen zu verkleinern oder ihn mindestens
wiederzuverwerten. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.10.1983
CLAUDE LONGCHAMP

Als Nachwirkung der 1983 abgeschlossenen gesamtschweizerischen Abfallerhebung kam
vor allem in Expertengruppen eine Diskussion über die Bewirtschaftung von Abfällen
auf. Dabei stehen sich zwei Strategien als Alternativen zur dominierenden, jedoch
zunehmend problematischeren Kehrichtverbrennung gegenüber. Einerseits brachten
Befürworter einer Abfallverwertung die Kompostierung wieder ins Gespräch oder
favorisierten ein wirtschaftlich orientiertes Recycling nicht nur von Glas und Altpapier,
sondern auch von Kunststoffen und Altöl. Anderseits wurde angesichts der seit 1970
zweieinhalb Mal so grossen Kehrichtmenge pro Kopf der Bevölkerung eine
grundsätzliche Wende angestrebt. Im Sinne einer Kausaltherapie soll Abfall überhaupt
vermieden werden. Im Zentrum stehen dabei die Verpackungen sowie ein Verbot von
Cadmium, Quecksilber in Batterien, PVC und PCB. 26

BERICHT
DATUM: 22.12.1984
CLAUDE LONGCHAMP

Bezüglich der Beseitigung von Abfällen setzte die Luftreinhalteverordnung strengere
Vorschriften für die Rauchgasreinigung von Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) fest.
Damit sollen insbesondere auch umweltgefährdende Stoffe wie Cadmium, Blei oder
Chlor, die angesichts der wachsenden Müllberge eine zunehmende Belastung für Luft
und Boden darstellen, besser ausgefiltert werden. Da die erforderlichen Sanierungen
Investitionskosten in Millionenhöhe nach sich ziehen, brachten diese Bestimmungen
gerade für kleinere KVA erhebliche Probleme. Nicht nur Umweltschutzkreise forderten
daher anstatt der Verbrennung von kompostierbaren oder sonst wiederverwertbaren
Abfällen eine ökologisch orientierte Abfallbewirtschaftung, welche neben dem
Recycling in erster Linie die Vermeidung von Müll anstrebt. Pilotversuche in mehreren
Gemeinden zeigten, dass bei getrennter Einsammlung und Verwertung des Kehrichts
auch ein Umdenken eingeleitet und die pro Kopf produzierte Müllmenge erheblich
reduziert werden kann. Mit einer Eingabe an den Bundesrat forderten fünf Umwelt- und
Konsumentenorganisationen die Einführung eines Pfandes auf allen Einweg-
Getränkeverpackungen aus Metall, Kunststoff und Glas. Bei der Beantwortung zweier
Interpellationen erklärte sich die Landesregierung bereit, Möglichkeiten zur
Eindämmung der Verpackungsflut zu prüfen sowie ein Konzept für die zukünftige
Abfallwirtschaft zu erarbeiten. 27

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 12.12.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Grundsätze für einen künftig ökologisch ausgerichteten Umgang mit Abfällen
präsentierte die Eidgenössische Kommission für Abfallwirtschaft in einem Leitbild.
Danach sollen Abfälle so behandelt werden, dass sie langfristig nur noch eine
unwesentliche, für Mensch und Umwelt tolerierbare Belastung darstellen.
Vorgeschlagen werden Vorschriften betreffend besserer Kanalisierung, Sortierung,
Beseitigung und Kontrolle des anfallenden Mülls. Wiederverwertbare, aber auch
besonders problematische Anteile sollen – etwa durch getrenntes Einsammeln – aus
dem Siedlungsabfall ausgeschieden und den geeigneten Behandlungsverfahren
zugeführt werden. Weiter seien Mindestanforderungen an Bau und Betrieb von
Entsorgungsanlagen und Deponien aufzustellen sowie deren Einhaltung zu
kontrollieren. Die Gebühren für die Abfallbehandlung bis zum Endlager müssen gemäss
dem Leitbild kosten- und risikogerecht nach dem Verursacherprinzip angesetzt
werden. Vor allem aber ist die Entstehung von Abfällen einzudämmen. In diesem
Zusammenhang regte die Kommission die Prüfung von Lenkungsabgaben an, mit denen
im Konsumbereich notwendige Verhaltensänderungen herbeigeführt werden sollen. Als
Ergänzung oder Vorstufe zu Lenkungsabgaben sprach sie sich ferner für Pfandsysteme
oder vorgezogene, bereits im Kaufpreis eingebaute Entsorgungsgebühren aus. Den
ersten kantonalen Abfallbericht sowie ein Massnahmenpaket für eine ökologische
Abfallwirtschaft präsentierte die Aargauer Regierung. Bereits über 40 Gemeinden der
Schweiz verrechnen die Kosten für die Kehrichtbeseitigung nach dem
Verursacherprinzip (Sackgebühr); dadurch konnten die Resultate der
Separatsammlungen für wiederverwertbare Stoffe verbessert und gleichzeitig die

BERICHT
DATUM: 01.06.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Menge des Haushaltmülls um bis zu 50 Prozent gesenkt werden. 28

Mehrere parlamentarische Vorstösse wie zwei vom Nationalrat überwiesene Postulate
forderten die Erhebung eines Pfandes auf schadstoffreichen Batterien, um der in der
Stoffverordnung verankerten Rückgabepflicht für die Verbraucher mehr Nachdruck zu
verleihen. 29

POSTULAT
DATUM: 19.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Lenkungsabgaben nach dem Verursacherprinzip wurden auch im Zusammenhang mit
der Entsorgung bzw. dem Recycling von Batterien diskutiert. Rückwirkend auf den 1.
September traten Bestimmungen in Kraft, welche die Kennzeichnung schadstoffreicher
Batterien vereinfachen und die Rückgabe sämtlicher Knopfbatterien verlangen. In der
Vernehmlassung zu dieser Änderung der Stoffverordnung hatten mehrere Kantone und
auch die Umweltorganisationen weitergehende Massnahmen wie die Depotpflicht für
schadstoffreiche Batterien gefordert. Damit sollen hohe Rückgabequoten erzielt und
wirtschaftliches Recycling oder sachgerechte Entsorgung ermöglicht werden, denn
heute kommen trotz der in der StoV verankerten Rückgabepflicht drei Viertel der 4'500
t jährlich anfallenden Alt-Batterien in den Abfall und belasten bei der Verbrennung die
Umwelt mit Quecksilber und Cadmium. 30

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.09.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Da durch die immer grösser werdende Abfallflut die Kehrichtverbrennungsanlagen und
Deponien bis an die Grenzen ihrer Kapazität ausgelastet sind, kommt einer
umweltgerechten Abfallentsorgung – wie sie 1986 im Leitbild der Eidgenössischen
Kommission für Abfallwirtschaft entworfen worden war – grosse Bedeutung zu.
Vorschläge zur Verwirklichung dieses Leitbildes werden derzeit im Rahmen der
geplanten Abfallverordnung ausgearbeitet. In einer Eingabe verlangte die SGU, dass
dabei nicht nur Entsorgungsfragen geregelt, sondern auch Massnahmen vorgesehen
werden, um die Erzeugung von Abfällen einzudämmen. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Das BUS führte Verhandlungen mit Vertretern von Handel, Industrie und
Umweltorganisationen über Strategien zur Senkung des Verbrauchs von Einweg-
Getränkeverpackungen und zur Förderung der Retourflaschen. Da keine
befriedigende Lösung durch freiwillige Vereinbarungen zustande kam, kündigte der
Bundesrat an, die notwendigen Massnahmen auf dem Verordnungsweg durchzusetzen
und notfalls auch ein Verbot für bestimmte Verpackungen zu erlassen. Er beauftragte
das BUS mit der Ausarbeitung einer verbindlichen Regelung, welche durch eine
Pfandlösung den Rücklauf der Einweggebinde von kohlensäurehaltigen Getränken
sichern soll. Um die zum Sammeln und Verwerten notwendige Organisation sowie die
nötige Informationstätigkeit zu finanzieren, ist gleichzeitig die Erhebung einer im
Verkaufspreis enthaltenen Entsorgungsgebühr vorgesehen. 32

BERICHT
DATUM: 23.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Neben der Luftreinhaltung war das Abfallproblem der zweite umweltpolitische
Schwerpunkt des Jahres 1988, wobei das Leitbild für die schweizerische
Abfallwirtschaft von 1986 wegweisend war. Das EDI schickte den Entwurf der
technischen Verordnung über Abfälle (TVA), welche die Zielsetzungen dieses Leitbildes
konkretisiert, in die Vernehmlassung. Die neuen Vorschriften sollen es den
Vollzugsbehörden ermöglichen, in verstärktem Mass auf die Abfallentsorgung und die
Erstellung von Abfallanlagen Einfluss zu nehmen und eine wirtschaftliche und
umweltgerechte Abfallbewirtschaftung zu gewährleisten. Neben der Separatsammlung
von wiederverwertbaren und kompostierbaren Stoffen sieht die TVA vor, dass
insbesondere auch die Sonderabfälle durch geeignete Behandlungsverfahren so
aufbereitet werden, dass sie entweder dem Recycling zugeführt oder in Deponien ohne
Gefährdung der Umwelt endgelagert werden können. Die technischen Anforderungen
an Kehrichtverbrennungsanlagen, Sondermüllverbrennungsöfen und an die
verschiedenen Deponietypen sowie die nötigen Vorschriften betreffend Bewilligung,
Bau, Betrieb und Kontrolle der Anlagen nehmen in der TVA breiten Raum ein. Ferner
sollen die Kantone verpflichtet werden, innert fünf Jahren eine Planung über das
Verwerten, Behandeln und Deponieren der Abfälle zu erstellen. 33

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 27.08.1988
KATRIN HOLENSTEIN
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Ein wichtiges Ziel des Abfall-Leitbildes ist die Begrenzung des Abfallaufkommens an
der Quelle. Angesichts der ständig wachsenden Müllberge waren seit den 80er Jahren
immer wieder entsprechende Massnahmen gefordert worden. Nachdem im Bereich der
Getränkeverpackungen Verhandlungen mit der betroffenen Branche über eine
freiwillige Senkung des Verbrauchs von Wegwerfgebinden und zur Förderung der
Retourflaschen gescheitert waren, bereitete das EDI eine diesbezügliche Verordnung
vor. Sie soll sicherstellen, dass in Zukunft der überwiegende Anteil der
kohlensäurehaltigen Getränke (Süssgetränke, Mineralwasser und Bier) in
Mehrweggebinden abgepackt wird. Zudem ist ein Verbot von Getränkedosen aus
Aluminium und Weissblech sowie von PVC-Verpackungen vorgesehen. Nicht zuletzt
aufgrund der vehementen Kritik seitens der Getränkeabfüllindustrie wurden dagegen
die im Verkaufspreis enthaltene Entsorgungsgebühr und die Erhebung eines Pfandes
auf Einwegverpackungen unter 0.4 Liter Inhalt fallengelassen. 34

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 31.12.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Dans le but de rendre attentive la population aux problèmes créés par les déchets, le
Conseil fédéral a lancé une grande campagne d'information destinée au public, d'une
durée de quatre ans et demi. Celle-ci a débuté en automne 1990 et son coût se
montera à CHF 9.5 millions. Son but principal est d'éveiller et d'encourager, au sein de
larges cercles, une conscience dans ce domaine, mais également de sensibiliser les
milieux industriels. 35

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.03.1990
SERGE TERRIBILINI

La tendance, sanctionnée l'an passé par la convention de Bâle, de réduction des
mouvements transfrontières des déchets spéciaux conduit la Suisse à mettre sur pied
de nouvelles possibilités de recyclage. Divers projets, dont certains soutenus par
l'OFEFP, ont ainsi vu le jour ou ont été formulés. Ce fut le cas pour des sites de
retraitement près de Saint-Gall, à Wimmis (BE) pour les piles usagées, à Aclens (VD)
pour les piles et les lampes fluorescentes et à Dulliken (SO) pour les tubes néons et les
lampes halogènes. Une augmentation des capacités de retraitement des vieilles
batteries est d'ailleurs devenue une nécessité puisque l'ex-RDA a décidé de réduire
significativement ses importations de déchets spéciaux. Or, sur une production totale
de 3'400 tonnes par an de piles usées, la Suisse en exportait 1000 en direction de ce
Pays. 36

ANDERES
DATUM: 27.10.1990
SERGE TERRIBILINI

Les fabricants et importateurs suisses de piles électriques ont décidé, avec l'accord de
l’OFEFP, d'introduire une taxe de retraitement, le but étant d'atteindre un recyclage de
80% des 3'500 tonnes de piles utilisées en Suisse chaque année. Chaque batterie
devrait ainsi comprendre dans son prix le coût de son retraitement. Cette taxe sera
toutefois volontaire, la base légale pour sa généralisation (contenue dans le projet de
révision de la LPE) n'étant pas encore en vigueur. 37

ANDERES
DATUM: 05.07.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a mis en consultation une ordonnance sur les déchets animaux,
ceux-ci devant être éliminés ou mis en valeur selon un nouveau concept. Désormais, la
responsabilité générale de la prise en charge doit passer des communes aux cantons et
les propriétaires de déchets animaux doivent en assumer les coûts soit en traitant eux-
mêmes les déchets, soit en dédommageant le canton. 38

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Un conflit a éclaté entre la Suisse, la CE et la France concernant les emballages pour
boissons. L'ordonnance helvétique à ce sujet prescrit l'interdiction du PVC dès le 1er
novembre 1991, interdiction confirmée par le Tribunal fédéral. Or, le PVC constitue
l'emballage de prédilection des minéraliers français. Ceux-ci, ainsi que la Commission
européenne, ont accusé la Suisse d'avoir mis en place une mesure discriminatoire,
douteuse du point de vue environnemental et non eurocompatible, afin de protéger le
marché suisse des eaux minérales. La Suisse s'est défendue de toute volonté
protectionniste et a affirmé n'agir que dans le but d'une protection accrue de
l'environnement. 39

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.07.1992
SERGE TERRIBILINI

01.01.65 - 01.01.24 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Par ailleurs, les évaluations quant aux conséquences de cette ordonnance sur le volume
des déchets ont fait apparaître des résultats positifs et une importante diminution
globale des déchets des emballages pour boissons. Ainsi, les buts fixés par le texte
légal ont été largement respectés en ce qui concerne le verre et, dans une moindre
mesure, l'aluminium. Par contre, les objectifs posés pour le PET n'ont pu être atteints.
La raison principale fut le retard pris par le processus de recyclage en ce domaine. La
marge de progression pour ce type de déchets reste cependant importante. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.11.1992
SERGE TERRIBILINI

Die Interessengemeinschaft Ferro Recycling, kündigte an, in Zukunft einen halben
Rappen vorgezogener Entsorgungsgebühr auf Stahlblechdosen zu erheben. Das
Konsumentinnenforum, welches sich zwar grundsätzlich mit dem Prinzip der
vorgezogenen Entsorgungsgebühr einverstanden erklärte, verlangte jedoch klare
gesetzliche Rahmenbedingungen, um den eventuellen Missbräuchen mit Gebühren
auch auf anderen Verpackungsmaterialien und Artikeln vorzubeugen. 41

BERICHT
DATUM: 12.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Revisionsentwurf des USG schlägt vier Strategien zu einer effizienten
Abfallbewirtschaftung vor. Die Vermeidung von Abfällen an der Quelle sollte prioritär
sein. An zweiter und dritter Stelle verlangt der Entwurf die Verminderung von
Schadstoffen bei der Güterproduktion sowie die Verminderung der Gesamtabfallmenge
durch Verwertung und Recycling. Schliesslich forderte die Vorlage auch eine
umweltverträgliche Behandlung und Lagerung des Abfalls in der Schweiz. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Konsumentinnenforum (KF) empfahl der Öffentlichkeit aufgrund einer
Ökobilanzstudie, die Kleinaluminiumabfälle nicht mehr separat zu sammeln und dem
Recycling zuzuführen, sondern mit dem normalen Hauskehricht zu entsorgen. Aus
ökonomischen und ökologischen Gründen sei es gemäss KF nicht sinnvoll, für die 5,6%
Kleinstaluabfälle aus den Haushalten die teuren Entsorgungskosten zu Lasten der
Gemeinden in Kauf zu nehmen. Das BUWAL unterstützte die Empfehlung, riet jedoch
den Konsumenten, möglichst wenig Aluminium zu gebrauchen. Verschiedene
Gemeinden hoben daraufhin die Sammelstellen für Alu-Recycling auf. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die hohe Rücklaufquote von Altglas führte unter anderem dazu, dass das
monopolartige Glas-Recycling-Unternehmen Vetro-Recycling den Gemeinden aus
Rentabilitätsgründen die Entschädigung für die Altglassammlung strich (bisher zwischen
CHF 5 und 20 pro Tonne). Die Überproduktion zwang das Unternehmen, grosse Mengen
an Altglas mit Verlusten zu exportieren. Das Unternehmen kündigte sogar an, dass die
Gemeinden ab 1994 für die Altglas-Entsorgung Gebühren bezahlen müssten. 44

BERICHT
DATUM: 01.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Un groupe de travail, réunissant des représentants de l'OFEFP et des offices cantonaux
de protection de l'environnement, a présenté un projet de planification en matière
d'élimination des déchets (déchets ménagers, déchets de chantiers et boues
d'épuration non recyclables) pour les années à venir. Il envisage la création de cinq
nouvelles usines d'incinération d'ici l'an 2000 ainsi que l'accroissement de capacité de
cinq autres. Cinq anciennes installations devraient par contre être désaffectées. Au
total, la capacité d'incinération des fours helvétiques devrait augmenter d'un tiers.
Considérant le succès du recyclage qui plonge nombre d'usines dans des difficultés
financières par manque de déchets, le groupe de travail a proposé de réduire le volume
des scories entreposées au profit de l'incinération. Dans ce cadre, l'OFEFP a
recommandé aux cantons de fermer les dépôts peu sûrs et de renoncer à la création de
toute nouvelle décharge pour déchets non traités. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.09.1994
SERGE TERRIBILINI

La Conseil national a rejeté le postulat Aguet (ps, VD) qui demandait une modification
de l'ordonnance sur le traitement des déchets en vue de favoriser des formules
nouvelles et efficaces de récupération et de recyclage. Le député faisait allusion à une
expérience de la commune vaudoise de Jongny où le taux de récupération atteint 60%
grâce à un ramassage au porte à porte des matières recyclables et incinérables. Les
députés ont suivi la position du gouvernement qui a considéré que la Suisse réalisait
aujourd'hui de bons résultats en matière de recyclage, que l'expérience précitée

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
SERGE TERRIBILINI
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présentait un certain nombre de problèmes comme le tri ou le coût et que la législation
helvétique laissait toute liberté aux communes de tenter des expériences nouvelles si
elles le désiraient. 46

Bien que 74% des bouteilles en PET utilisées en 1995 aient été retournés en vue de leur
recyclage, il n'en demeure pas moins que 4'400 tonnes de cette matière ont été jetées
aux ordures durant la même année. Cette quantité - largement au-dessus de la limite
fixée par l'ordonnance sur les emballages de boissons - a conduit le WWF et la
Fédération alémanique des consommatrices (KF) à demander l'introduction d'une
consigne sur ces bouteilles. Le taux de récupération des piles usagées a pour sa part
augmenté de 7% par rapport à 1995, ce dont s'est félicité l'Organisation d'entraide pour
l'élimination des piles qui, en 1995, avait lancé une campagne de sensibilisation auprès
des ménages suisses afin d'en améliorer la collecte séparée. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.06.1996
LIONEL EPERON

Devant l'incapacité des milieux du papier et du verre à s'entendre sur les modalités
permettant l'introduction d'une taxe anticipée pour financer le recyclage de ces deux
matériaux, le DFI leur a laissé jusqu'au début de l'année 1997 pour élaborer une solution
commune sur une base volontaire. Passé ce délai, c'est par voie d'ordonnance que le
Conseil fédéral entend introduire cet instrument dont le produit pourrait être versé aux
communes afin que celles-ci soient en mesure d'éviter un surcoût dans le ramassage
de ces matières usagées. 48

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.10.1996
LIONEL EPERON

Constatant que sur les 110'000 tonnes d'appareils électriques ou électroniques mis
hors d'usage chaque année en Suisse, seules 10'000 à 20'000 tonnes sont
effectivement recyclées, le DFI a mis en consultation un projet d'ordonnance prévoyant
une obligation pour les commerçants, fabricants et importateurs de ce type d'appareils
de les reprendre et de les recycler afin de remédier aux atteintes à l'environnement
provoquées par les métaux lourds qu'ils contiennent. Contrairement à la pratique déjà
en vigueur concernant les réfrigérateurs, les autorités fédérales n'ont pas souhaité
introduire d'office une taxe d'élimination pour ces déchets, laissant à la branche le soin
de s'organiser. Selon toute vraisemblance, cette nouvelle disposition devrait toutefois
se traduire par la conclusion d'un accord sectoriel fixant une taxe d'élimination au
moment de l'achat. 49

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 14.01.1997
LIONEL EPERON

Malgré l'ultimatum que Ruth Dreifuss avait adressé à l'industrie du papier en 1996, les
différents secteurs de cette branche ne sont pas parvenus à s'entendre sur les
modalités permettant d'introduire une taxe anticipée sur ce matériau afin d'en
financer la récolte séparée. En l'absence d'arrangement sur une base volontaire,
l'OFEFP a alors imaginé une solution prévoyant d'octroyer aux communes un forfait de
20 francs par tonne de vieux papier ramassé dont la couverture serait assumée par les
fabricants et les importateurs de papier brut. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.07.1997
LIONEL EPERON

Le Conseil fédéral a modifié l'ordonnance sur les emballages pour boissons (OEB). Elle
oblige désormais les commerçants, les fabricants et les importateurs d'eaux minérales,
de boissons sucrées et de bières, soit de participer financièrement au système de
récolte et d'exploitation des emballages usés, organisé par les organisations
économiques de recyclage, soit de mettre en place à leurs frais un système équivalent.
L'exécutif souhaite ainsi impliquer les «resquilleurs» qui profitaient jusqu'ici du
système de recyclage sans y participer financièrement. En outre, l'exécutif a fixé les
quantités annuelles maximales de déchets d'emballages non recyclés: 16'000 tonnes
pour le verre, 6'000 tonnes pour le PET et 500 tonnes pour l'aluminium, pour un
volume total de 1.6 milliard de litres de boissons importées ou produites en Suisse. Si
l'ensemble de ces mesures n'était pas suffisant, le Conseil fédéral pourrait
ultérieurement introduire une taxe d'élimination concernant les emballages pour
boissons. 51

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.01.1998
LAURE DUPRAZ
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Le Conseil fédéral a également adopté une nouvelle ordonnance sur la restitution, la
reprise et l'élimination des appareils électriques et électroniques (OREA). Dorénavant,
les consommateurs ne pourront plus jeter les appareils usuels dans leur sac-poubelle ni
les évacuer avec les déchets encombrants. Ils devront les rapporter à un commerçant,
un fabricant, un importateur ou à une entreprise d'élimination spécialisée. Ceux-ci se
chargeront ensuite de leur élimination de manière respectueuse pour l'environnement.
Les entreprises valorisant les déchets électroniques devront disposer d'une
autorisation accordée par le canton. Toutefois, l'OREA ne contient aucune prescription
sur le financement de la valorisation, il reviendra donc au marché de régler cette
question. 52

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.01.1998
LAURE DUPRAZ

Le Tribunal fédéral (TF) a rendu un jugement relatif à une affaire de bouteilles d'eau
minérale importées en Suisse, sur lesquelles aucune indication concernant le recyclage
n'était signalée. Selon le jugement du TF, tout vendeur de bouteilles jetables en PET a
l'obligation d'indiquer explicitement que les emballages de boissons peuvent être
recyclés. La seule mention du matériel (PET) sur la bouteille n'est pas considérée
comme suffisante. Dans ce cas, le vendeur enfreint la loi sur la protection de
l'environnement et s'expose à une amende. Selon le jugement du TF, l'indication
explicite du recyclage incite le consommateur a se comporter en accord avec la loi sur
la protection de l'environnement. 53

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.10.1998
LAURE DUPRAZ

La Suisse s'est engagée, vis-à-vis de la Commission européenne, à lever, d'ici à la fin
1999, l'interdiction frappant les bouteilles en PVC. Pour l'UE, cette interdiction
représentait une discrimination, notamment pour les producteurs d'eau minérale
français. Ainsi, le Conseil fédéral devra modifier l'ordonnance sur les emballages pour
boissons. Celle-ci interdit actuellement les emballages en PVC à base de chlore, car ils
dégagent de la dioxine lorsqu'ils sont brûlés pour être recyclés. Une consigne sera
perçue, à l'instar de celle qui frappe les bouteilles en PET (5 centimes). 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.1998
LAURE DUPRAZ

Un projet de révision de l’ordonnance sur les emballages pour boissons a également
été mis en consultation par le DETEC. La collecte et le recyclage du verre coûtent
quelque 30 millions de francs annuellement aux communes. En application du principe
du pollueur-payeur, le DETEC propose d’inclure une taxe d’élimination dans le prix de
vente des bouteilles en verre perdu, comme c’est déjà le cas pour les bouteilles en PET
et les canettes en aluminium. En effet, les coûts des matières premières sont si bas que
les bénéfices tirés des matériaux recyclés ne couvrent pas les frais de collecte et de
recyclage (en moyenne 120 francs par tonne). La taxe devrait se situer entre 4 et 10
centimes pour une bouteille d’un demi-litre ou plus, et entre 2 et 5 centimes pour les
bouteilles plus petites. Les recettes seront utilisées exclusivement pour la collecte et le
recyclage des bouteilles en verre. Une organisation privée gérera les recettes. En outre,
le projet prévoit de lever l’interdiction des bouteilles en PVC. Toutefois, les vendeurs
seront invités à reprendre les bouteilles et à les recycler. Une consigne obligatoire est
prévue. Les bouteilles en PVC, mêlées à la collecte de PET, suffisaient à compromettre
le recyclage de ce dernier; désormais elles pourront en être automatiquement séparées
grâce à une nouvelle technique. De plus, les fumées dégagées par la combustion du PVC
seront neutralisées dans les stations d’incinération. 55

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.06.1999
LAURE DUPRAZ

Sur les 300 000 tonnes d'emballages en verre utilisés chaque année en Suisse, la
collecte annuelle s'élève à 280 000 tonnes. Les communes se sont plaints que la charge
financière inhérente à la collecte, au transport et au recyclage du verre allait à
l'encontre du principe du pollueur-payeur inscrit dans la loi sur la protection de
l'environnement. Le secteur concerné n'ayant pas réussi à établir un système de
financement librement consenti pour le recyclage du verre, le Conseil fédéral a décidé
d'introduire une taxe d'élimination anticipée sur les bouteilles de verre pour boissons
afin de soulager les communes des 30 millions de francs de frais annuel de recyclage.
Celle-ci a été introduite par une révision de l'Ordonnance sur les emballages pour
boissons (OEB). L'ordonnance est désormais applicable à toutes les boissons, à
l'exception du lait et des produits laitiers. Le montant exact de la taxe que devront
payer les fabricants et les importateurs sur les bouteilles de verre sera fixé par le
DETEC. L'OFEFP l'estimait de 5 à 7 centimes par bouteilles de 7 décilitres. Cette taxe
servira à financer la collecte et le transport du verre destiné à être recyclé, le nettoyage

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ
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et le tri des bouteilles restées intactes ainsi que le nettoyage et le traitement des
tessons de verre. L'OFEFP mandatera une organisation privée pour percevoir la taxe et
la redistribuer aux entreprises, subventionnées et chargées par les communes de la
collecte et du recyclage. 56

Profitant de la révision de l'ordonnance sur les emballages de boissons, le Conseil
fédéral a levé l'interdiction des bouteilles en PVC. Décidée dans les années quatre-
vingt, cette mesure était justifiée par des raisons écologiques: les bouteilles de PVC
(polychlorure de vinyle) dégagent de l'acide chlorhydrique lors de leur incinération et
gênaient en outre le recyclage des bouteilles en PET. Grâce aux progrès techniques, les
usines d'incinération peuvent actuellement capter ce gaz toxique et le neutraliser.
Quant aux installations de tri, elles sont aussi à même de séparer automatiquement les
bouteilles en PVC des bouteilles en PET. L'interdiction a été levée sur ces éléments,
d'autant que depuis les bouteilles de PVC ont été largement remplacées par celles de
PET non polluant. Cependant, les négociants seront désormais tenus de prélever une
consigne sur ces bouteilles. Selon les estimations, la consigne devrait permettre de
recycler 85% des 300 000 tonnes vendues suite à la levée de l'interdiction et en
pratique les usines d'incinération d'ordures ménagères ne s'attendent guère à devoir
recycler plus de 50 tonnes par an de bouteilles. Au niveau de la levée en elle-même, il
est à constater que le Conseil fédéral est passé outre l'opposition générale exprimée
lors de la mise en consultation du projet en 1999. Pour la plupart des milieux consultés,
c'était un mauvais signal qui pourrait entraîner un recours accru aux emballages des
biens de consommation en PVC, malgré ses dangers (fabrication, transport,
incinération). 57

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ

L'OEB (Ordonnance sur les emballages pour boissons) a maintenu son exigence que les
bouteilles de verre, les canettes en aluminium et les bouteilles en PET soient recyclées
de façon performante dans l'ensemble du pays. Elle fixait un taux de recyclage de 75%
au moins. Si ce taux n'est pas atteint pour l'une ou l'autre matière, les emballages
fabriqués dans cette matière seront soumis à une consigne. 58

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Moyennant 180 millions de francs de rénovation et d’agrandissement, l’usine
d’incinération de Linthgebiet (GL) a été réouverte à mi-mai. Le recours aux techniques
les plus récentes permet pour la première fois en Suisse de récupérer le zinc contenu
dans les eaux usées et de recycler ce métal au profit de l’industrie. Il est également
prévu que l’énergie issue du processus d’incinération des déchets serve à la production
de courant électrique. 59

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.05.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Le Conseil fédéral a adapté les prescriptions concernant l’ordonnance sur la
restitution, la reprise et l’élimination des appareils électriques et électroniques
(OREA) afin que ceux-ci puissent être rapporté gratuitement à tous les points de vente
à partir de janvier 2005. Leur reprise n’est pas liée à l’achat d’un nouvel appareil. La
collecte, le recyclage et l’élimination des déchets électroniques sont financés par une
contribution anticipée à l’élimination, payée par le client à l’achat d’un appareil neuf. Il
s’agit d’un accord sectoriel librement consenti, dont l’application est assuré par deux
organismes privés : la Fondation pour la gestion et la récupération des déchets en
Suisse et l’Association économique suisse de la bureautique, de l’information, de la
télématique et de l’organisation. Les commerçants, fabricants et importateurs qui ne
sont pas rattachés à l’un de ces systèmes de financement devront à l’avenir reprendre
gratuitement les appareils et les éliminer à leurs propres frais. L’OREA, qui comprend
l’électroménager, l’électronique de loisirs et les appareils relevant de la bureautique
ainsi que des techniques d’information et de communication, a été élargie à quatre
types d’appareils : 1) les luminaires (matériel d’éclairage) 2) les sources lumineuses
contenant des substances polluantes (lampes à basse consommation, tubes
fluorescents ou lampes à décharge 3) les outils électriques et électroniques (par
exemple foreuses, outils de jardinage). Les gros outils industriels fixes ne sont par
concernés par l’ordonnance. 4) les équipements de sport et loisirs, ainsi que les jouets
(par exemple vélo d’appartement, voitures télécommandées ou consoles de jeux
vidéo). 60

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 24.05.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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Le DETEC a mis en consultation une modification de l’ordonnance sur le traitement des
déchets (OTD). Il s’agit de définir une zone d’apport pour l’élimination des résidus de
broyage automobile (RBA) : de 2006 à 2018, tous les RBA produits en Suisse devront
être éliminés dans l’installation spécialisée de Monthey (VS). Chaque année en Suisse,
50 000 à 60 000 tonnes de résidus de broyage non métalliques résultent de la
valorisation d’automobiles hors d’usage (2/3) et d’appareils métalliques (1/3). Environ
240 000 véhicules sont retirés annuellement en Suisse de la circulation. Quelque 90
000 sont exportés, réparés à l’étranger et réutilisés. Les 150 000 véhicules restants
sont éliminés en Suisse par des entreprises spécialisées. Ces entreprises démontent les
éléments réutilisables ou problématiques. Les véhicules passent ensuite dans des
installations de broyage pour y être fragmentés. Jusqu’à présent, ces déchets sont
livrés à des usines d’incinération en Suisse et à l’étranger. L’installation de Monthey
fonctionnera selon une procédure de combustion et de fusion en plusieurs étapes qui
permettra de récupérer les métaux présents dans les RBA et de fabriquer des résidus
vitrifiés dont le stockage ne posera pas de problème. En outre, l’énergie dégagée par la
combustion sera utilisée pour produire de la vapeur remplaçant les 13 000 tonnes
annuelles d’huile de chauffage dans l’industrie chimique de Monthey. Cette installation
devrait entrer en service fin 2006. Le traitement des véhicules hors d’usage est financé
par une contribution à l’élimination, payée par les importateurs sur la base d’accords
volontaires. 61

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.08.2004
PHILIPPE BERCLAZ

La Fondation Auto Recycling (FARS) a abandonné son projet de construction d’une
usine d’élimination des résidus de broyage d’automobiles à Monthey (VS). Elle a justifié
sa décision par des investissements financiers trop élevés dans le procédé
d’élimination mécanico-thermique des déchets. 62

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.09.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Die im Recyclingverein vertretenen Getränkehersteller und Grossverteiler (u.a. Coca
Cola, Migros, Coop) erreichten die vom Bund verlangte Rücklaufquote für Pet-Flaschen
von mindestens 75% nur knapp; sie bezahlen pro verkaufte Petflasche unabhängig von
ihrem Fassungsvermögen 4 Rappen. Die Drohung des Bundes, eine Pet-Abgabe
vorzubereiten, bewog den Discounter Denner, der landesweit rund 10% der Getränke in
Pet-Flaschen verkauft, sich dem Recycling-Verein anzuschliessen. Noch nicht Mitglied
des Vereins sind Aldi und Ottos Warenposten. 63

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.07.2006
MAGDALENA BERNATH

Après les sénateurs l’année précédente, les députés ont décidé, par 93 voix contre 57,
de ne pas donner suite à une initiative du canton de Berne demandant l’introduction
d’un système de consigne afin d’améliorer le taux de recyclage des piles usagées,
estimant que l’objectif visé est réalisable à moindre coût grâce à un renforcement des
mesures d’information. 64

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Im Mai unterbreitete die Grüne Partei Vorschläge zur Verhinderung des frühzeitigen
Verschleisses von Produkten. Neben einer verstärkten Sensibilisierung der Kunden
sollen Gebrauchsgegenstände so konzipiert sein, dass einzelne Bestandteile problemlos
ersetzt werden können. Dabei sollen Zielvereinbarungen mit den Herstellern
garantieren, dass Ersatzteile über eine bestimmte Zeit hinweg lieferbar bleiben. Für
potentiellen Zündstoff sorgten die Grünen mit ihrer Forderung nach einer
vorgezogenen Reparaturgebühr analog zu bestehenden Massnahmen in der Recycling-
Branche. 65

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.05.2013
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat lehnte in der Frühjahrssession 2015 mit bürgerlicher Mehrheit und dem
Bundesrat folgend eine Motion Semadeni (sp, GR) ab, die eine Erhöhung der
Verwertungsquote von PET und anderen Recycling-Materialien auf je mindestens 90
Prozent gefordert hätte. Die Bündner Nationalrätin hatte sich in ihrem Vorstoss auf
Zahlen des BAFU aus dem Jahr 2011 berufen, die für PET eine im Vergleich zu Glas und
Aluminium um mindestens 10 Prozentpunkte tiefere Verwertungsquote von insgesamt
81% festmachten. Dies sei aufgrund der hohen Menge an sich im Umlauf befindendem
PET-Material bedenklich; insgesamt 8772 Tonnen seien 2011 nicht wieder verwertet
worden. Sofern kein besseres, freiwilliges Recycling von PET erzielt werden könne,
sollte darüber nachgedacht werden, ein Pfandsystem einzuführen. An diesem letzteren
Punkt der Forderung hatte sich der Bundesrat gestossen, weswegen er dem Nationalrat

MOTION
DATUM: 12.03.2015
MARLÈNE GERBER
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die Ablehnung des Anliegens beantragte. Eine Pfandlösung weise kein gutes Kosten-
Nutzen-Verhältnis auf und würde ferner über 30'000 PET-Sammelstellen überflüssig
machen. 66

Das Plastik-Recycling nahm in der Schweiz im Jahr 2015 Fahrt auf. In diesem Umfang
schweizweit einmalig starteten hundert Ostschweizer Gemeinden im Oktober 2015 das
separate Sammeln von Kunststoffabfällen. Eine Pionierrolle nahm dabei der Kanton
Thurgau ein, dessen 80 Gemeinden sich alle am Projekt beteiligten. Der neue,
gebührenpflichtige 60-Liter Sack für Kunststoffabfälle wird nicht eingesammelt,
sondern muss vom Konsumenten an einer der 20 Rückgabe-Stationen deponiert
werden. Über die Wirkung des Ostschweizer Projekts war im Februar 2016 noch wenig
bekannt, als der Kanton Obwalden mitteilte, dass das von ihm eingeführte
Kunststoffrecycling aufgrund mangelhafter Sammeldisziplin wieder eingestellt werde.
Die im Vergleich zum Kehrichtsack tieferen Sammelgebühren hätten einige Personen
dazu verleitet, auch andere Materialien im Kunststoffsammelbehälter zu entsorgen.
Funktioniert habe die Sammlung nur an durchwegs personell betreuten Sammelstellen. 
Neben Anliegen der Umwelt entspricht das Plastik-Recycling auch einem Bedürfnis der
Industrie; so gilt Plastik beispielsweise in Zement- und Kraftwerken als beliebter
Brennstoff. Von einem gesamtschweizerischen Sammelkonzept, wie dies bereits bei
den PET-Flaschen existiert, wollte der Bund zum aktuellen Zeitpunkt jedoch absehen.
Man wolle abwarten, bis die Wirtschaft und das Gewerbe funktionierende
Entsorgungskonzepte entwickelt hätten. Zusammen mit dem Kanton Aargau und
Economiesuisse hatte das BAFU im Jahr 2014 jedoch den sogenannten Ressourcen-
Trialog initialisiert. In diesem Zusammenhang soll auch die Verwertung von
Kunststoffabfällen thematisiert werden. 67

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.09.2015
MARLÈNE GERBER

Robert Cramer (verts, GE), par le biais d'un postulat, invite le Conseil fédéral à préciser
les mesures qu'il envisage pour assurer la qualité de la filière suisse du PET. La collecte
de matières plastiques mixtes menacerait, selon lui, le bouclage du cycle de vie du PET.
Les bouteilles de PET peuvent être jetées dans des sacs prévus à cet effet, triés
majoritairement à l'étranger. Il est probable qu'elles soient incinérées au lieu d'être
recyclées. De plus, le taux de recyclage du PET de 75 %, fixé dans l'ordonnance fédérale
sur les emballages (OEB), risquerait de ne plus être atteignable. Ce système de collecte,
parallèle aux collectes de déchets, ne permettrait pas par conséquent de garantir la
qualité de la filière de recyclage du PET et irait à l'encontre de la Stratégie du Conseil
fédéral pour le développement durable 2016-2019. De son côté, le Conseil fédéral ne
conçoit pas l'utilité de faire un rapport. Il reconnaît que la variété des systèmes de
collectes peut engendrer des confusions sur le mode de tri pour la population et que le
système de collecte mixte peut altérer la qualité du recyclage du PET. Pour éviter ce
problème, il rappelle que  l'OFEV a édicté des recommandations destinées aux
autorités et qu'il milite pour la transparence des cycles des matériaux pour assurer une
gestion durable des ressources. Il juge que les mesures actuelles sont suffisantes et ne
souhaite pas réguler plus. Le Conseil des Etats partage l'avis de son parlementaire et
adopte le postulat par 22 voix contre 12 et une abstention. Le Conseil fédéral devra
donc présenter un rapport. 68

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

La CEATE-CE charge le Conseil fédéral d'exécuter le principe «obligation avec
possibilité d'exemption» et d'intégrer les commerçants en ligne et étrangers dans le
système de reprise et de recyclage des appareils électriques et électroniques. Le
principe, élaboré et abandonné par l'OFEV suite à la procédure de consultation d'un
projet de révision de l'OREA, oblige les importateurs, les fabricants ou vendeurs
d'appareils figurant sur la listes des appareils à reprendre, à verser une taxe
d'élimination anticipée s'ils ne participent pas à un système de reprise volontaire. 
Le Conseil fédéral n'est pas favorable à son application, en raison de l'opposition
exprimée par les exploitants de systèmes de financement reposant sur des
contributions volontaires, de la charge administrative induite et des difficultés de mise
en œuvre. Il préconise une obligation pleine et entière ou l'instauration d'une taxe
d'élimination anticipée obligatoire. S'agissant des commerçants étrangers, le Conseil
fédéral ne partage pas l'idée de les obliger à désigner un mandataire en Suisse pour
l'acquittement des obligations financières. Cela serait contraire aux engagements du
droit commercial international et difficilement applicable. En défenseur du système
volontaire, il propose donc de rejeter la motion. 
Le Conseil des Etats approuve la motion par 36 voix contre 4 et 1 abstention. Lors de

MOTION
DATUM: 07.06.2018
DIANE PORCELLANA
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l'examen préalable, la CEATE-CN a décidé par 24 voix contre 0 et 1 abstention de ne pas
inscrire un système de financement précis dans le texte de la motion. L'introduction
d'une «obligation avec possibilité d'exemption» ne serait pas la meilleure solution. Elle
préfère laisser le choix au Conseil fédéral de mettre en place un système, à moindre
frais administratifs, intégrant les commerçants en ligne et les importateurs, dont la
mise en œuvre serait faite par des acteurs du secteur privé. Le Conseil national adopte
la motion dans sa version modifiée. 69

Le Conseil des Etats adopte la motion modifiée par le Conseil national relative au
recyclage des appareils électriques et électroniques. Il suit ainsi la recommandation
unanime de la CEATE-CE. Le Conseil fédéral doit, maintenant, intégrer les
commerçants en ligne et étrangers dans le système de reprise et de recyclage des
appareils électriques et électroniques. 70

MOTION
DATUM: 27.09.2018
DIANE PORCELLANA

Der Bundesrat verabschiedete im November 2019 den Bericht «Massnahmen zur
Qualitätssicherung des PET-Getränkeflaschen Recyclingsystems in der Schweiz» in
Erfüllung eines Postulats des ehemaligen Ständerates Robert Cramer (Po. 17.3257). Der
Bericht geht zuerst auf die Situation des PET-Recyclings in der Schweiz ein. Über 80
Prozent der gekauften PET-Getränkeflaschen werden recycelt; dies entsprach im Jahr
2016 beispielsweise 37'298 Tonnen gesammelter PET-Flaschen. Ein dichtes Netz an
Sammelpunkten für die Rückgabe von PET-Getränkeflaschen sei ein wichtiger Faktor für
diese hohe Sammelrate, so der Bericht. Weiter wird erläutert, dass in den letzten
Jahren mit verschiedenen Angeboten zur vermehrten Separatsammlung von
Kunststoffabfällen einige Herausforderungen für das etablierte System des PET-
Getränkeflaschenrecyclings entstanden seien, sei dies durch Fehlwürfe (andere
Plastikbehälter in der PET-Getränkeflaschensammlung) oder dadurch, dass die PET-
Getränkeflaschen in andere Sammlungen gelangen und damit nicht mehr für das
hochwertige «closed loop Recycling» zur Verfügung stünden.  
Der Bericht schliesst mit einer Reihe von Empfehlungen und Massnahmen, mit welchen
die korrekte Sammlung von PET-Getränkeflaschen gefördert werden soll; er empfiehlt
vor allem Sensibilisierungs- und Informationsmassnahmen für die verschiedenen
Akteure (Bevölkerung, Gemeinden, Anbietende von privaten Sammlungen für
Kunststoffabfälle). Von regulierenden Massnahmen in diesem Bereich sah der
Bundesrat im Bericht ab. 71

BERICHT
DATUM: 20.11.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Isabelle Chevalley (glp, VD) verlangte, dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeige, wie
die Abfallmenge, die verbrannt wird, in der Schweiz verringert werden kann und wie
gleichzeitig mehr Produkte recycelt werden können. Hintergrund ihres Postulates sei
der Fakt, dass viele Abfälle, wie z.B. Verpackungen, nach wie vor vor allem verbrannt
würden, obwohl die Bevölkerung und die Wirtschaft versuchten, solche Güter
wiederzuverwerten, so Chevalley.
Der Bundesrat sprach sich für Annahme des Postulates aus und auch der Nationalrat
nahm es im Winter 2019 diskussionslos an. 72

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Schweizer Baubranche fallen jährlich schätzungsweise 16 Millionen Tonnen
Bauabfall an. Um die Wiederverwendung dieser sekundären Baustoffe zu fördern,
verlangte Nationalrat Peter Schilliger (fdp, LU) in einer Motion, dass der Bundesrat die
notwendigen Rahmenbedingungen schafft, damit Bauten im Hoch-, Tief- und
Strassenbau des Bundes, der Kantone und Gemeinden, wenn immer technisch möglich
und sinnvoll, mit Recyclingbaustoffen geplant und erstellt werden. Durch die
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand könne dies zur Etablierung eines einheitlichen
Standards führen, der wiederum privaten Bauherren eine Verwendung solcher
Baustoffe vereinfachen würde.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Die grosse Kammer folgte dem
Vorschlag des Bundesrates und nahm die Motion in der Wintersession 2019
stillschweigend an. 73

MOTION
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Ständerat befasste sich im Sommer 2020 mit der Motion Schilliger (fdp, LU) zum
verstärkten Einsatz von Recyclingbaustoffen durch die öffentliche Hand. Der Rat war
sich einig, dass bei der Wiederverwendung von Baumaterialien noch viel Potential
bestehe. Viel zu oft werde beispielsweise Beton als Abfall und nicht als Ressource
betrachtet. Martin Schmid (fdp, GR) erläuterte für die UREK-SR, dass das Ziel dieser
Motion darin bestehe, beim Einsatz von Recyclingbaustoffen einheitliche Standards zu
schaffen. Die öffentliche Hand, allen voran der Bund, solle hier in einer Vorbildfunktion
diese Standards setzen, damit die privaten Bauherren entsprechend davon profitieren
könnten. Olivier Français (fdp, VD) ergänzte, dass oft die Gesetzgebung im Wege stehe,
um Baustoffe vor Ort wiederzuverwenden. Er denke dabei beispielsweise an das
Raumplanungs- und Baugesetz des Kantons Waadt. In diesem Gesetz werde nicht
zwischen Siedlungsabfällen im herkömmlichen Sinne und wiederverwertbaren Abfällen
unterschieden. Nach dem abschliessenden Votum von Umweltministerin Sommaruga
nahm die kleine Kammer die Motion ohne Abstimmung an. 74

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Wie verschiedene Zeitungen berichteten, gab die Migros im Juni 2020 bekannt, dass sie
in der Innerschweiz ein Pilotprojekt starten wolle, um das Recycling von Plastik zu
ermöglichen. Die Konsumentinnen und Konsumenten sollen in der Migros Säcke kaufen
können, in denen das Plastik (beispielsweise Joghurtbecher oder Verpackungen, nicht
aber PET) gesammelt werden könne. Das gesammelte Plastik könne bei der Migros
zurückgegeben werden, woraufhin es zu Granulat und schliesslich zu Verpackungen
verarbeitet und in der Migros wiederverwendet werden soll. Wie die Aargauer Zeitung
wenig später berichtete, stoppte die Migros bereits Ende Juni 2020 ihr Projekt
überraschenderweise wieder. Als Grund gab dieselbe Zeitung an, dass die Migros sich
vorher nicht mit den betroffenen Verbänden, die in der Region Innerschweiz für die
Abfallbewirtschaftung zuständig sind, abgesprochen habe. In Luzern habe der Migros
zudem die Konzession für dieses Projekt gefehlt.
Bereits vor dem angekündigten Projektstart berichteten Medien über die Vor- und
Nachteile respektive über den Nutzen von Plastikrecycling. In der Aargauer Zeitung
wurde der Experte Rainer Bunge zitiert, wonach der Umweltnutzen des
Kunststoffrecyclings gegenüber der energetischen Verwertung in
Kehrichtverbrennungsanlagen sehr gering sei. Die Kosten seien hingegen hoch und das
Geld könne der Umwelt anderweitig mehr nützen. Deshalb empfahl Bunge, Plastik –
nach mehrmaliger Nutzung – dem Müll zuzuführen. Auch Umweltverbände äusserten
Bedenken gegenüber dem Plastikrecycling; in der Tribune de Genève erläuterte Philipp
Rohrer von Greenpeace, dass das Recycling einen Anreiz geben könnte, noch mehr
Plastik zu kaufen. In einem gemeinsamen Papier von BAFU, Cercle Déchets (Vereinigung
aller Abfallfachleute der kantonalen und eidgenössischen Behörden) und der
Organisation Kommunale Infrastruktur aus dem Jahr 2017 rieten auch diese drei
Akteure der öffentlichen Hand von einer Empfehlung zur Sammlung gemischter
Kunststoffabfälle ab, «da der stofflich hochwertig verwertbare Anteil des Sammelgutes
tief» sei. Entgegen dieser Empfehlung beantragte der Bundesrat jedoch im August 2020
die Annahme einer Motion von Marcel Dobler (fdp, SG; Mo. 20.3695) mit dem Titel
«Förderung der Kreislaufwirtschaft. Die Schweiz soll mehr Plastik rezyklieren!», was auf
einen gewissen Sinneswandel bei den Bundesbehörden hindeuten könnte. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat schrieb das Postulat «Massnahmen zur Qualitätssicherung des PET-
Getränkeflaschen Recyclingsystems in der Schweiz» von Robert Cramer (gp, GE) im
Herbst 2020 ab. Der Bundesrat hatte die Abschreibung beantragt, nachdem er im
November 2019 den Bericht in Erfüllung des Postulates publiziert hatte. 76

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) reichte im Juni 2020 eine Motion betreffend
das verstärkte Recycling von Plastik ein. Gemäss Motionstext soll der Bundesrat in einer
Verordnung festhalten, dass Plastik «schweizweit koordiniert und flächendeckend
getrennt, gesammelt und hochwertig stofflich verwertet werden können» soll. Gemäss
dem Motionär solle der Bundesrat dafür primär private Lösungen prüfen, erst danach
durch die öffentliche Hand koordinierte Ansätze. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion. Sie wurde in der Herbstsession 2020 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen. 77

MOTION
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Die UREK-NR forderte den Bundesrat im Herbst 2020 mittels einer Motion auf, bis im
Jahr 2025 eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und Reinigungsmittel
einzuführen, wenn diese aus weniger als 25 Prozent Recyclinggut bestehen. Mit dieser
Steuer soll das Recycling von Kunststoff gefördert und verbessert werden und die
Herstellerinnen und Konsumenten sollen einen finanziellen Anreiz erhalten, recycelten
Kunststoff zu verwenden, respektive zu kaufen.
Eine starke Minderheit aus Vertretern der Mitte-, der  FDP.Liberale- und der SVP-
Fraktion beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat sprach sich gegen
die Motion aus. Im Grunde befürworte er das Anliegen, er arbeite jedoch bereits an der
Umsetzung ähnlicher Forderungen, die in zahlreichen Vorstössen (beispielsweise Mo.
18.3712) gestellt wurden. Er habe zudem das UVEK beauftragt, bis spätestens Ende 2022
Vorschläge für spezifische Massnahmen zur Ressourcenschonung zu unterbreiten. Der
Bundesrat argumentierte ausserdem, dass eine Steuer, wie sie die Motion der UREK-SR
fordert, freiwillige, privatwirtschaftliche Massnahmen erschweren würde.
In der Wintersession 2020 diskutierte der Nationalrat das Geschäft. Christine Bulliard-
Marbach (cvp, FR) wies darauf hin, dass die Schweiz beim Recycling zwar gut dastehe,
nicht aber, wenn es darum gehe, die gesammelten Kunststoffe anschliessend wieder in
den Stoffkreislauf zu bringen. Dies liege an der mangelnden Nachfrage nach recyceltem
Kunststoff, respektive am zu billigen neuen Kunststoff. Mit der vorgeschlagenen Steuer
würden die Verpackungen aus wiederverwertetem Kunststoff auf dem Markt attraktiver
werden. Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) und Umweltministerin
Simonetta Sommaruga begrüssten ebenfalls die Förderung des Wiederverwendens
dieser Materialien. Sie verwiesen aber ausdrücklich auf die Arbeiten, die eine
Subkommission der UREK-NR bereits in Angriff genommen habe, um die
parlamentarische Initiative 20.433 umzusetzen. In diesen Arbeiten gehe es darum,
dafür zu sorgen, dass Verpackungen aus kreislauffähigem Materialien hergestellt und
verwendet werden, und dass unnötige Verpackungen vermieden werden. Es sei daher
nicht sinnvoll, jetzt eine Spezialsteuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel einzuführen.
Entgegen der Argumentation von Jauslin und Sommaruga stimmte der Nationalrat mit
104 zu 77 bei 5 Enthaltungen für die Annahme der Motion. GLP, SP und Grüne stimmten
geschlossen für Annahme, zahlreiche Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie einige wenige
Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion schlossen sich ihnen an. 78

MOTION
DATUM: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2021 sprach sich auch der Ständerat für eine Förderung des Plastikrecyclings
und damit für Annahme einer Motion Dobler (fdp, SG) aus. Kommissionssprecher Martin
Schmid (fdp, GR) führte im Plenum aus, dass die vorberatende UREK-SR die Motion
einstimmig gutgeheissen habe. Die Kommission unterstütze das Ziel, die schweizweit
flächendeckende Sammlung von Kunststoffabfällen sowie deren Recycling zu fördern.
Einzelne Gemeinden, Zweckverbände und private Anbieter hätten bereits versucht,
ergänzende Angebote zur Sammlung und zum Recycling von Kunststoffen zu etablieren.
Dies sei aber sehr teuer und lohne sich deshalb kaum. Die Kommission halte deshalb
ein landesweites Recycling-System unter Einbezug der privaten Akteure für äusserst
unterstützenswert. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommission oppositionslos und
nahm die Motion stillschweigend an. 79

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Johanna Gapany (fdp, FR) reichte im Dezember 2020 ein Postulat ein, mit welchem sie
den Bundesrat aufforderte, einen Bericht zur Weiterentwicklung des Abfallrecyclings
vorzulegen. Der Bundesrat solle in diesem Bericht aufzeigen, «wie sich bestehende und
zukünftige Recyclingunternehmen in der Schweiz entwickeln können.» Gapany ging es
in ihrem Vorstoss darum, die Weiterentwicklung von Recyclingunternehmen, und somit
eines wichtigen Teils der Kreislaufwirtschaft, mit den gesetzlichen Bestimmungen zur
Raumplanung – insbesondere zur Zonenplanung – in Einklang zu bringen. So solle aus
dem Bericht hervorgehen, in welcher Nutzungszone sich Recyclingbetriebe befinden
müssten, damit sie weiter wachsen können. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Er wolle die gewünschte Evaluation
bei Annahme des Postulates in den Bericht zu den bereits angenommenen Postulaten
Bourgeois (fdp, FR; 20.3062), Munz (sp, SH; 20.3090) und Clivaz (gp, VS; 20.3727)
integrieren.
Der Vorstoss wurde vom Ständerat in der Frühjahressession 2021 stillschweigend
angenommen. 80

POSTULAT
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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In der Frühjahressession 2021 befasste sich der Ständerat mit einer Motion der UREK-
NR, die das Ziel verfolgte, eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel zu erheben. Im Gegensatz zur Debatte in der grossen Kammer
während der Wintersession 2020 stiess der Vorstoss im Ständerat auf Kritik. Wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) ausführte, war die UREK-SR zum Schluss
gekommen, dass zuerst die Arbeiten der Schwesterkommission im Rahmen der
parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken »
abgewartet werden sollen, bevor neue Regulierungen, und insbesondere Steuern, in
Erwägung gezogen würden. Zudem solle das Thema Recycling ganzheitlich angegangen
werden; daher sei es wenig sinnvoll, nur Kunststoffverpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel anzuschauen. Zudem müssten auch Detailhändler und Private in die
Anstrengungen mit einbezogen werden.
Nach einem Votum von Umweltministerin Sommaruga, in welchem sie die
Argumentation von Schmid unterstützte, wurde der Vorstoss stillschweigend
abgelehnt. 81

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Beat Flach (glp, AG) reihte sich mit seinem im Juni 2019 eingereichten Postulat zum
Thema Plastikreduktion und -recycling ein in eine Reihe von Vorstössen, die sich mit
dem Thema der Grünen Wirtschaft auseinandersetzten; insbesondere die Postulate von
Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; Po. 18.3196) und von Martina Munz (sp, SH; Po. 18.3496)
zielten bereits in eine ähnliche Richtung. Beat Flach forderte in seinem Postulat, dass
die Regierung aufzeigt, wie insbesondere in der Land- und der Bauwirtschaft der
Gebrauch von Kunststoffen reduziert oder durch Alternativen ersetzt und der Anteil des
Plastiks, das recycelt wird, erhöht werden kann. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den
Vorstoss anzunehmen und zusammen mit den beiden erwähnten Postulaten gemeinsam
anzugehen.
Der Vorstoss wurde in der Sommersession 2021 behandelt, nachdem er zuvor von Felix
Müri (svp, LU) bekämpft worden war. Im Rat erläuterte Mike Egger (svp, SG), dass der
vorliegende Vorstoss obsolet sei, da sich die UREK-NR und insbesondere deren
Subkommission im Rahmen der Umsetzung der parlamentarischen Initiative zur
Stärkung der Kreislaufwirtschaft (Pa.Iv. 20.433) bereits eingängig mit diesem Thema
beschäftigt habe. Simonetta Sommaruga war der Ansicht, dass es keine grosse Rolle
spiele, ob die grosse Kammer diesen Vorstoss nun annehme oder ablehne, die
Problematik werde ohnehin im Rahmen der Arbeiten zur erwähnten parlamentarischen
Initiative aufgenommen. Anschliessend nahm der Nationalrat das Postulat mit 137 zu 45
Stimmen bei 6 Enthaltungen an. 82

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nachdem die beiden UREK im Jahr 2020 grünes Licht für die Ausarbeitung eines
Entwurfs zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative «Schweizer
Kreislaufwirtschaft stärken» gegeben hatten, wurde noch im selben Jahr eine
Subkommission unter Vorsitz von Matthias Jauslin (fdp, AG) zur Ausarbeitung der
Vorlage eingesetzt.
Im Oktober 2021 beriet die Kommission ihren ersten Entwurf, stimmte ihm mit 18 zu 7
Stimmen zu und schickte ihn von November 2021 bis Februar 2022 in die
Vernehmlassung. Die Vorlage umfasste zahlreiche Änderungen und Ergänzungen, allen
voran im USG. Diese zielten gemäss UREK-NR darauf ab, die Kreislaufwirtschaft zu
fördern, die Umweltbelastung zu reduzieren sowie gleichzeitig die Leistungsfähigkeit
und Versorgungssicherheit der Schweizer Wirtschaft zu stärken. 
Die Kommission sah unter anderem vor, den Grundsatz der Ressourcenschonung im
USG zu verankern. Der Entwurf baute zudem auf eine starke Zusammenarbeit mit der
Wirtschaft, weshalb beispielsweise Branchenvereinbarungen und freiwillige
Massnahmen von Unternehmen weiter gefördert und regulatorische Hemmnisse
vermindert werden sollten. Im Bereich des Abfallwesens plante die UREK-NR eine
gewisse Liberalisierung: Mit der USG-Revision soll es neu auch privaten Anbietern
möglich sein, ohne Konzession Wertstoffe, wie etwa Kunststoffabfälle, von privaten
Haushalten zu sammeln. Beim Thema Littering sollten eine Gesetzesgrundlage
geschaffen und eine Strafbestimmung gegen Littering (Busse von bis zu CHF 300) ins
USG aufgenommen werden. Der Entwurf der Kommission setzte generell auf die
Priorisierung der Wiederverwendung vor der Entsorgung, dementsprechend zielte die
Vorlage auf den gesamten Produktezyklus und setzte nicht erst beim Abfall an. Viel Wert
wurde auf Wiederverwerten, Teilen und Reparieren gelegt. Im Bereich des Designs soll
es eine neue Bestimmung dem Bundesrat ermöglichen, Anforderungen an das
Inverkehrbringen von Produkten und Verpackungen zu formulieren. Dadurch sollen
Produkte länger genutzt werden können und gewisse Verpackungsmaterialien

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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vermieden respektive ressourcenarme Verpackungen verwendet werden. Einen
Schwerpunkt stellte sodann die Förderung des ressourcenschonenden Bauens dar,
womit die Umweltbelastung von Gebäuden erheblich reduziert werden soll. Im
Bausektor soll auch mehr auf die Trennbarkeit der Baustoffe – als Voraussetzung für die
Wiederverwendbarkeit – geachtet werden. Mit einer Änderung des EnG sollen die
Kantone schliesslich Vorschriften bezüglich der Grenzwerte für graue Energie, die beim
Hausbau oder bei Erneuerungen anfällt, erlassen. 
Zu den einzelnen Punkten dieses Entwurfs der Kommissionsmehrheit wurden auch
zahlreiche Minderheitsanträge gestellt, welche in der Vernehmlassungsvorlage ebenfalls
vorgestellt wurden. 83

Die « Papierabfallberge», die durch unadressierte Werbesendungen entstehen, waren
Katja Christ (glp, BS) ein Dorn im Auge und im März 2020 Anlass für eine Motion. Christ
forderte, dass nur Personen, die dies explizit wünschen, unadressierte Werbung
erhalten sollen. Ist dies nicht der Fall, soll keine unadressierte Werbung zugestellt
werden, mit Ausnahme von Sendungen, die die Zustellorganisationen mit den
Organisationen des Konsumentenschutzes vereinbart haben (beispielsweise Material
von politischen Parteien). Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er war
der Ansicht, dass das heutige System, in welchem bei Bedarf «Stopp Werbung»-Kleber
an den Briefkästen angebracht werden können, gut funktioniere. Der Nutzen eines
Systemwechsels sei fraglich, dieser sei überdies mit einem grossen Aufwand verbunden.
Zudem bezweifelte die Regierung, dass die wenigen Zustellenden, die heute den Willen
der Postempfängerinnen und -empfänger missachteten, ihr Verhalten aufgrund des
Systemwechsels ändern würden.
Der Vorstoss wurde in der Frühjahressession 2022 vom Nationalrat behandelt.
Nachdem Motionärin Christ noch einmal ihr Anliegen vorgestellt hatte, ergänzte
Bundesrätin Simonetta Sommaruga die bundesrätliche Stellungnahme dahingehend,
dass diese Motion das Abgrenzungsproblem – was ist Werbung und was ist erwünschte
Information der Bevölkerung – nicht lösen könne. Eine relativ knappe Mehrheit des
Nationalrates folgte indes der Argumentation von Nationalrätin Christ und nahm die
Motion mit 96 zu 85 Stimmen bei 6 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen
stammten von den geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-Fraktionen sowie
von einigen Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 84

MOTION
DATUM: 17.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die UREK-NR reichte im Oktober 2021 ein Postulat ein, in welchem sie einen stärkeren
Anreiz für den sparsamen Umgang mit Deponieraum und für das Recycling von
Baustoffen forderte. Dazu solle der Bundesrat die Einführung einer Lenkungsabgabe für
die Deponierung von Bauabfällen prüfen, da die all zu günstige Deponierung von
Abfällen und Aushubmaterialien den Anreiz für das Recycling von Baustoffen verringere.
Eine Kommissionsminderheit um Mike Egger (svp, SG) beantragte die Ablehung des
Postulats; der Bundesrat sprach sich hingegen für die Annahme aus.
Der Nationalrat debattierte in der Frühjahrssession 2022 über die Causa. Martina Munz
(sp, SH) führte für die Kommission aus, dass der Deponieraum in der Schweiz knapp sei;
die Kapazitäten vieler Deponien seien bereits ausgeschöpft und neue Deponien
stiessen aus Gründen des Konflikts mit der Landwirtschaft oder mit dem  Natur- und
Landschaftsschutz auf Kritik. Es sei daher geboten, eine Lenkungsabgabe zu prüfen,
wobei der Ertrag daraus zumindest teilweise zweckgebunden verwendet werden
könnte, um rezykliertes Material zu vergünstigen. Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR)
ergänzte, dass der Bausektor bislang in den Beratungen der parlamentarischen Initiative
20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken», die eine Revision des
Umweltschutzgesetzes anstrebt, aussen vor gelassen worden sei. Die UREK-NR sei
jedoch der Ansicht, dass auch in diesem ressourcenintensiven Wirtschaftssektor noch
viel Potenzial für eine verstärkte Kreislaufwirtschaft stecke.
Mike Egger hingegen verwies auf zwei Studien, welche zum Schluss gekommen seien,
dass bis zu 80 Prozent der mineralischen Baustoffabfälle wiederverwertet würden, die
restlichen 20 Prozent seien grösstenteils nicht rezyklierbar. Zudem könne die
vorgeschlagene Lenkungsabgabe ganz einfach umgangen werden, indem die Bauabfälle
auf Deponien im grenznahen Ausland gebracht würden.
Simonetta Sommaruga, die sich für die Annahme des Postulats einsetzte,
beschwichtigte Mike Egger, indem sie erläuterte, dass es sich bei diesem Postulat
lediglich um einen Prüfauftrag handle. Es werde damit noch kein Vorentscheid für oder
gegen eine solche Lenkungsabgabe getroffen. Aber das Recycling von und der sparsame
Umgang mit Bauabfällen sei sicherlich ein Thema, das vertieft behandelt werden solle.
Im Anschluss an diese Worte nahm die grosse Kammer das Postulat mit 115 zu 66
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Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, der Hälfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie
von einigen Ratsmitgliedern der Mitte. 85

Ende September 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Kunststoffe in der
Umwelt » in Erfüllung von vier Postulaten (19.4355; 19.3818; 18.3196 und 18.3496), die
sich allesamt dem Thema Kunststoffe/Plastik gewidmet hatten.
Im Bericht wurde darauf hingewiesen, dass die Verwendung von Kunststoffen über die
Jahre stark zugenommen hat. Die Anwendungsbereiche reichen dabei von
Verpackungen, Haushaltsgütern und Hygieneartikeln bis zu Möbeln. In der Schweiz
müssen Kunststoffe am Ende ihres Lebenszyklus thermisch oder stofflich verwertet
werden. Trotz dieser Vorgabe landeten jährlich rund 14’000 Tonnen Makro- und
Mikroplastik in der Umwelt, die sich negativ auf die Umwelt und die Gesundheit
auswirken können, so der Bericht. Mehr als die Hälfte gehe dabei auf das Konto von
Reifenabrieb. Eine weitere wichtige Quelle sei das Littering. Um die generelle
Umweltbelastung durch Kunststoffe zu reduzieren, seien schon viele Massnahmen
ergriffen worden. Einen wichtigen Punkt stellte dabei die Einführung der
Kehrichtsackgebühr in fast allen Kantonen dar, durch welche ein Anreiz zur
Abfallvermeidung entstand. Der Bericht verwies auch auf die verschiedenen Schritte,
die zur Bekämpfung des Litterings unternommen wurden, sowie auf wichtige freiwillige
Massnahmen der Wirtschaft, wie etwa die Einführung der Plastiksack-Gebühr von 5
Rappen im Jahr 2017. Zur weiteren Reduktion des Eintrags von Kunststoffen in die
Umwelt betonte der Bericht das Potenzial bei der Vermeidung von Abfällen sowie bei
der Entwicklung von kreislauffähigen Materialien. Zudem solle versucht werden, den
Reifenabrieb weiter einzudämmen. Um weitere Fortschritte zu erzielen, biete sich eine
Kombination von Sensibilisierungs- und Informationsaktivitäten sowie die Entwicklung
neuer Technologien an. Vor dem Hintergrund der laufenden Arbeiten zur
Kreislaufwirtschaft (Pa.Iv. 20.433) verzichte der Bundesrat derzeit darauf, rechtliche
Anpassungen vorzuschlagen. Hingegen verwies der Bericht auf das Engagement der
Schweiz auf internationaler Ebene. So wirke sie bei den Verhandlungen zu einer UNO-
Plastikkonvention mit und verfolge auch die Entwicklungen in der EU aufmerksam. 86
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Im November 2022 befasste sich die UREK-NR mit der Umsetzung ihrer
parlamentarischen Initiative zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft in der Schweiz.
Zuvor hatte die Kommission ihren Entwurf von November 2021 bis Februar 2022 in die
Vernehmlassung gegeben. Wie die Kommission in ihrer Medienmitteilung verlauten
liess, war die Vorlage dabei grundsätzlich positiv aufgenommen worden. Zwar wurden
auf der einen Seite strengere Vorschriften für die Ressourcenschonung verlangt, auf
der anderen Seite wurde aber auch die Forderung gestellt, die Anforderungen für die
Wirtschaft zu lockern. Die UREK-NR änderte die Vorlage folglich nur in einigen wenigen
Details. Mit 17 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde der Entwurf sodann zuhanden
des Parlaments verabschiedet. 87
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Der Ständerat diskutierte in der Wintersession 2022 die Motion von Katja Christ (glp,
BS) zum Thema unadressierte Werbung. KVF-SR-Sprecher Josef Dittli (fdp, UR) führte
aus, dass gemäss Motion zukünftig nur diejenigen Personen Werbesendungen erhalten
sollten, die dies explizit wünschen und dies auf ihrem Briefkasten vermerken.
Ausgenommen davon seien Sendungen, auf die sich Zustellorganisationen und
Konsumentenschutzorganisationen geeinigt haben (zum Beispiel Material zu Wahlen).
Eine Kommissionsminderheit um Lisa Mazzone (gp, GE) setzte sich für Annahme der
Motion ein. Mazzone erachtete die Abfallberge, die durch nicht gewollte Werbung
entstehen, als störend. Zudem sei es mancherorts schwierig, sich gegen diese Werbung
zu wehren, wenn die «Keine-Werbung-Kleber» von der Hauswartin oder dem Hauswart
wieder entfernt würden. Die Kommissionsmehrheit beantragte hingegen, die Motion
abzulehnen. Sie vertrat die Ansicht, dass der geforderte Systemwechsel für die
Bevölkerung keinen Mehrwert bringe. Um unnötige Papierberge zu vermeiden, welche
durch unerwünschte Werbung entstünden, sei es zielführender, direkt bei den
werbenden Unternehmen zu intervenieren und diese dazu aufzufordern, sich an die
Wünsche der Haushalte zu halten, wie Josef Dittli argumentierte. Nachdem sich
Bundesrätin Sommaruga dem Votum der Kommissionsmehrheit angeschlossen hatte,
lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 12 Stimmen ab. 88
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Le Conseil fédéral a pris position sur le projet de la CEATE-CN relatif à l'initiative
parlementaire visant à développer l'économie circulaire. Soutenant les objectifs et la
direction générale des propositions de la commission, l'exécutif souhaiterait
néanmoins que quelques modifications soient entreprises, notamment s'agissant de la
libéralisation des monopoles cantonaux sur la gestion des déchets. En effet, il faudrait
créer des conditions-cadres claires pour celle-ci. De plus, les valeurs limites d'énergie
grise admises lors de la construction de bâtiments devraient être fixées par les
cantons.
Réagissant aux propositions formulées par les sept sages, la commission compétente
salue les divers compléments, notamment sur la taxe d'élimination anticipée et le
commerce en ligne, ainsi que sur la construction de bâtiments respectueuse des
ressources naturelles. Une large majorité ne souhaite toutefois pas s'aligner sur les
propositions du Conseil fédéral concernant la suppression de certaines dispositions,
préférant s'en tenir au projet d'origine. 89
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Le Conseil fédéral a publié un rapport sur la gestion des déchets dans le cadre d'une
réflexion sur l'économie circulaire faisant suite à l'acceptation de plusieurs objets
déposés au Parlement. Cinq interventions des député.e.s Bourgeois (plr, FR) (Po.
20.3062), Munz (ps, SH) (Po. 20.3090), Clivaz (vert-e-s, VS) (Po. 20.3727), Chevalley (pvl,
VD) (Po. 20.3110) et de la sénatrice Johanna Gapany (plr, FR) (Po. 20.4411) ainsi qu'une
de la CEATE-CN (Po. 21.4332) sont ainsi traitées simultanément. Le rapport est
fragmenté en deux parties principales. 
Tout d'abord, le Conseil fédéral revient sur la définition de l'économie circulaire – à
savoir, dans l'idéal, une fermeture des cycles des matières et des produits –, l'état de
celle-ci en Suisse et le cadre légal actuel. Premièrement, constat est fait que la
revalorisation des déchets est très variable selon les domaines. Ainsi trois quarts des
déchets de chantier sont valorisés, alors que seuls 26 pour cent des biodéchets le sont.
Deuxièmement, une étude diligentée par l'EPFZ montre qu'une part minime
d'entreprises (entre 8 et 12 pour cent) «s'attachent activement à évoluer dans le sens
d'une économie circulaire». Troisièmement, la population suisse est très gourmande en
ressources en comparaison internationale. C'est ainsi qu'avec 700 kg de déchets
urbains (ordures ménagères et collectes sélectives), la production de déchets par
habitant.e.s dépasse de 200 kg la moyenne des pays de l'OCDE. On observe une
augmentation de 27 pour cent de ces déchets depuis l'an 2000.
S'agissant de la législation suisse, la limitation et l'élimination des déchets sont inscrites
dans la Loi sur la protection de l'environnement (LPE) ; deux aspects au centre du
concept d'économie circulaire. Mais les cantons sont responsables de la gestion des
déchets et la Confédération a donc principalement un rôle de surveillance et de
coordination. La LPE n'est, cependant, pas la seule loi qui se préoccupe de l'économie
circulaire. En effet, tant la Loi sur l'aménagement du territoire (LAT) que celle sur les
produits chimiques (LChim) ou, encore, la Loi sur les marchés publics (LMP) sont
également concernées par cette problématique. A l'heure actuelle, l'initiative
parlementaire 20.433 représente la meilleure chance de progresser à ce sujet. La
proposition de loi – discutée au Parlement – souhaite un meilleur ancrage législatif du
concept d'économie circulaire. Le « pacte vert pour l’Europe » constitue, de plus, pour
la Suisse et ses entreprises, une opportunité. Une prise en compte de ces évolutions
économiques et écologiques au niveau européen permettra d'éviter que des barrières
commerciales soient, de facto, érigées. 
Dans la deuxième partie du rapport, les autorités reviennent sur les diverses possibilités
qui permettraient de renforcer l'économie circulaire, en prenant appui sur les
différentes interventions parlementaires. Le Conseil fédéral analyse, tout d'abord,
l'opportunité d'utiliser un nouvel indicateur servant à mesurer l'efficacité de
l'économie circulaire, développé par l'EPFZ. Il se penche, ensuite, sur les installations
de traitement des déchets et leur développement du point de vue de l'aménagement
du territoire. Dans une troisième sous-partie, le rapport s'attarde sur différents types
de déchets et sur les stratégies qui permettraient de réduire leur quantité, que ce soit
les déchets issus du bâti et l'introduction d'une taxe à cet effet, le problème du
gaspillage alimentaire ou celui des textiles et produits invendus. 90
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Le Conseil fédéral a analysé l'opportunité d'introduire une taxe incitative sur
l'entreposage des déchets de chantier dans le cadre d'un rapport regroupant plusieurs
interventions relatives à la gestion des déchets. D'entrée de jeu, les autorités précisent
que l'introduction d'une telle taxe nécessiterait la création d'une base légale dans la Loi
sur la protection de l'environnement (LPE). Techniquement, il serait possible d'utiliser
le système de perception de taxe déjà en place pour l’assainissement des sites
contaminés. Se penchant sur la redistribution des recettes liées à cette possible
rentrée financière, le Conseil fédéral entrevoit plusieurs options, dont une
redistribution complète à la population ou une affectation partielle au soutien de
projets contribuant à la réduction des déchets issus du bâtiment. Pour élaborer des
scénarios, l'OFEV a analysé trois niveaux de taxe, mais arrive toutefois à la conclusion
que, quel que soit le taux, une taxe n'aurait que peu d'effet sur le pourcentage de
déchets de construction recyclés. De plus, cela renchérirait fortement le stockage
définitif des déchets non-recyclables. 91
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Le Conseil fédéral a répondu au postulat Gapany (plr, FR) ainsi qu'à une série d'autres
textes relatifs à la gestion des déchets. Les préoccupations de la sénatrice
fribourgeoise portaient sur le développement des installations de valorisation des
déchets, notamment s'agissant de l'aménagement du territoire. Dans son rapport, le
Conseil fédéral en vient très rapidement aux échelons de compétence en la matière,
constatant que le rôle de la Confédération à cet égard ne se limite qu'à une vérification
de la conformité au droit. En effet, ce sont les cantons qui portent le gros de la
responsabilité concernant la gestion des déchets. S'agissant de l'aménagement du
territoire, le Conseil fédéral note qu'aucune exception n'est prévue pour les
installations de traitement des déchets, qui doivent ainsi se situer dans la zone à bâtir.
Une seule exception existe pour les installations de méthanisation agricoles. Mais le
Conseil fédéral estime, s'agissant des installations allant dans le sens de l'économie
circulaire, que «les possibilités en matière d’aménagement du territoire, dans le cadre
des plans de zones en vigueur, ne sont pas pleinement exploitées et qu’elles pourraient
être utilisées plus efficacement». 92
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Le rapport faisant suite au postulat déposé par Isabelle Chevalley (pvl, VD) a été publié
par le Conseil fédéral. L'ancienne conseillère nationale demandait aux autorités
d'analyser différentes options afin de revaloriser les déchets au lieu de les incinérer,
dans une optique d'économie circulaire. Ce rapport complète le rapport «Matières
plastiques dans l'environnement» publié en septembre 2022, dans lequel sont
également listées les possibilités d'amélioration s'agissant des thèmes abordés dans ce
présent rapport.

Selon les projections faites par la Confédération, la quantité totale de déchets devrait
augmenter de quelques 450'000 tonnes d'ici à 2035 (pour atteindre 4.06 millions de
tonnes), pour une capacité de traitement par les usines d'incinération un peu moindre.
Réduire et revaloriser les déchets permettrait donc d'assurer la sécurité de leur
élimination. Pour cela, il suffirait de réduire la quantité de déchets par habitant.e à 403
kg, contre 415 kg aujourd'hui.
S'agissant du recyclage, le rapport montre des taux particulièrement élevés pour le
verre usagé (avec un taux de valorisation de 99 pour cent), le papier usagé, le PET et les
emballages en aluminium. Au-delà du PET, le recyclage des autres matières plastiques
pourrait être amélioré. Ainsi, au total seuls 9 pour cent des déchets plastiques sont
recyclés, 85 pour cent sont valorisés thermiquement et 6 pour cent réutilisés. C'est là
un domaine qui a un potentiel en termes de revalorisation et sur lequel se penche plus
précisément le rapport. Aujourd'hui de nombreux déchets plastiques ne peuvent pas
être idéalement recyclés, étant des composites mélangeant plusieurs types de
plastiques. Les nombreux additifs utilisés dans les plastiques pour en modifier les
propriétés posent également problème. Ces deux aspects exercent une forte influence
sur la qualité des matériaux recyclés. Toutefois, plusieurs initiatives sont actuellement
menées au niveau national par des acteurs privés afin d'améliorer tant les emballages
que le recyclage du plastique. Au niveau politique, les interventions au Parlement sont
foisonnantes sur ce sujet, le rapport citant notamment l'initiative parlementaire 20.433
«Développer l'économie circulaire en Suisse» actuellement en discussion, ainsi que les
motions 20.3695 exigeant une augmentation du recyclage du plastique et 18.3712 sur la
pollution plastique dans les eaux et les sols. 93
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Le Conseil national s'est penché sur le projet de révision de loi préparé par sa
commission visant à promouvoir l'économie circulaire. Cette révision comporte de
nombreuses propositions, le débat a donc été pour le moins fourni. Représentant la
commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national, Christophe Clivaz (vert-e-s, VS) et Matthias Jauslin (plr, AG) sont, tout
d'abord, revenus sur la genèse de ce projet de révision, alors qu'une sous-commission
a été instaurée – suite à l'acceptation de l'initiative parlementaire 20.433 – pour
élaborer un avant-projet. Suite à la procédure de consultation et les retours positifs du
Conseil fédéral, la CEATE-CN a décidé de ne changer que quelques aspects du projet,
proposé ici à la chambre basse. Il s'agit, avec cette ébauche, «de développer
l'économie circulaire, de rendre l'économie suisse plus performante, de réduire son
impact sur l'environnement et d'augmenter la sécurité de son approvisionnement»,
comme rappelé par le député valaisan Christophe Clivaz.
L'entrée en matière n'a pas été contestée par les différentes fractions. Pour le PS, tant
l'économie que l'écologie ont à gagner de cette proposition. Le Centre estime que
l'économie circulaire est un «Business case» pour l'avenir, et non pas seulement un
sujet d'actualité. Les Vert-e-s saluent le changement de paradigme que propose
l'économie circulaire: «on reproduit, on consomme, mais on recycle», qui vient
remplacer le «on produit, on consomme, on jette et on recommence». Le groupe PLR
s'est montré satisfait du déroulé des événements, alors que cette initiative
parlementaire a été initiée par la fraction libérale-radicale au sein de la commission,
afin de condenser plusieurs propositions touchant à l'économie circulaire. Susanne
Vincenz-Stauffacher (plr, SG) s'est réjouie d'un projet qui s'attache à travailler de
manière étroite avec l'économie et de la possibilité de mettre en place des mesures sur
une base volontaire. Les Vert'libéraux ont insisté sur les nombreux avantages de
l'économie circulaire, dans un pays pauvre en ressources naturelles et qui aurait donc
tout à profiter de valoriser les déchets avant de les brûler. La fraction UDC s'est
également positionnée pour une entrée en matière, émettant toutefois des critiques
acerbes contre un projet qui coûterait trop cher et serait trop bureaucratique. Mike
Egger (udc, SG) a ainsi fait le constat qu'il serait bien plus effectif d'agir sur la
croissance de la population et la bétonisation du territoire pour protéger
l'environnement. De son côté, le Conseil fédéral, représenté par le ministre de
l'environnement, Albert Rösti, soutient un projet vu comme important,
particulièrement en temps de pénuries et d'incertitudes. Promouvoir l'économie
circulaire, c'est renforcer l'indépendance du pays selon les mots du conseiller fédéral
UDC.

Alors que l'entrée en matière était acquise, la discussion par article – plus ardue – s'est
déroulée en deux blocs. Le premier bloc, intitulé «Promotion de l'économie circulaire
et préservation des ressources, hiérarchie en matière de valorisation des déchets,
gestion des déchets urbains», comptait douze minorités. Seule une, défendue par le
vert'libéral Beat Flach (pvl, AG), a réussi à convaincre une majorité de député.e.s, à une
voix près (97 contre 96 voix). Le Conseil fédéral aura la possibilité d'édicter des règles
pour obliger les détaillants à déballer les denrées alimentaires jetées pour éviter que du
plastique ne se retrouve dans les centres de compostage ou que ces denrées soient
incinérées, à cause de ce plastique.

Dans le deuxième bloc – «Construction respectueuse des ressources, projets pilotes»
–, 10 propositions de minorité ont été défendues. A l'article 35i, deux propositions de
minorité provenant de la gauche ont été acceptées par les parlementaires. Il s'agit de
donner la possibilité au Conseil fédéral d'améliorer l'information et l'étiquetage des
produits et des emballages et d'exiger l'introduction d'un indice de réparabilité. Ces
deux minorités ont été remportées par 96 voix contre 90 (2 abstentions), regroupant les
fractions socialiste, vert-e-s, vert'libérale, une partie des élu.e.s du groupe du Centre
et la voix de la libérale-radicale vaudoise Jacqueline de Quattro. A l'article 35j, une
autre minorité a trouvé les faveurs de la chambre basse (101 voix contre 86 et une
abstention). La minorité ne souhaitait pas donner la possibilité au Conseil fédéral
«d'édicter des prescriptions sur la forme et le contenu d’un certificat concernant la
consommation de ressources des ouvrages». C'est le centre-droit qui a su ici
s'imposer. Toutes les autres propositions de minorité ont été rejetées. L'objet passe
donc dans les mains de la Commission de l'environnement de l'aménagement du
territoire et de l'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE).
Au vote sur l'ensemble, seul.e.s les membres de l'UDC ont voté contre ou se sont
abstenu.e.s (ainsi que deux députés du PLR). Le projet a ainsi récolté 133 voix en sa
faveur, contre 42 et 13 abstentions.

Ce que les médias ont retenu de ce débat concerne, avant tout, l'introduction d'un
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article pour amender le littering à hauteur de CHF 300 au maximum au niveau fédéral,
alors que les cantons ont des règles différentes. Au même moment, les milieux paysans
se plaignaient des déchets sauvages, et plus particulièrement des canettes jetées au
bord des routes qui peuvent mener à la mort des bovins – la canette en aluminium est
déchiquetée par les machines et finit dans le foin donné aux vaches qui les ingèrent.
L'USP a donc lancé une campagne d'information, alors que le Conseil des Etats doit
encore se prononcer sur une motion Grin (udc, VD) visant à élaborer, en collaboration
avec les cantons, une campagne nationale à ce sujet. Sur l'article de loi touchant au
littering, seule la fraction UDC s'était opposée à fixer des amendes au niveau fédéral, à
l'exception de 12 membres du parti agrarien qui l'ont soutenu, comme l'a fait
remarquer la NZZ. Parmi ces parlementaires, beaucoup sont agriculteurs ou proches
des milieux paysans. 
Dans un autre registre, cette révision est un soulagement pour le secteur du recyclage
qui attend ce changement depuis longtemps, notamment s'agissant de la libéralisation
partielle des filières de recyclage. Pour l'organe faîtier Swiss Recycling, cela permettra à
l'industrie de prendre plus de risques et de développer des solutions innovantes. 94

Le député valaisan Christophe Clivaz (vert-e-s) veut voir le nombre de véhicules
recyclés en Suisse augmenter. Selon lui, trop de véhicules usagés – mais encore en état
de rouler – sont exportés, alors que la matière première provenant des véhicules
automobiles est un bien précieux pour la filière du recyclage. Une majorité des
membres du Conseil national ont voté en faveur du postulat (110 voix contre 79 et 1
abstention), l'élu vert étant suivi par les groupes du Centre, des Vert-e-s, PS et
Vert'libéral. Le Conseil fédéral, par la voix d'Albert Rösti, s'était préalablement opposé à
ce texte, arguant qu'il n'était pas sensé, d'un point de vue environnemental, d'envoyer à
la casse des voitures encore fonctionnelles et précisant que 97 pour cent des véhicules
hors d'usage sont d'ores et déjà recyclés en Suisse. 95
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Die Stärkung der Kreislaufwirtschaft in Umsetzung der entsprechenden
parlamentarischen Initiative der UREK-NR stand in der Wintersession 2023 auf der
Agenda des Ständerats. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) stellte die
entsprechende Überarbeitung des USG vor und berichtete, dass die vorberatende
UREK-SR in weiten Teilen dem Nationalrat gefolgt war. Eintreten auf die Vorlage war
unbestritten. Dem Rat lagen bei der Detailberatung jedoch einige wenige vom
Nationalrat abweichende Mehrheitsanträge sowie einige wenige Minderheitsanträge
vor, wobei letztere allesamt erfolglos blieben.Eine erste kleine Differenz zum
Nationalrat wurde geschaffen, indem die Mehrheit des Ständerats beschloss, die
Möglichkeit des Bundes, Plattformen zur Ressourcenschonung und zur Stärkung der
Kreislaufwirtschaft zu betreiben oder zu unterstützen, zu streichen. Damian Müller wies
darauf hin, dass bereits an anderer Stelle im Gesetz eine solche Möglichkeit aufgeführt
werde. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat durch die Einführung eines
Messsystems für die Kreislauffähigkeit von Produkten. Hier setzte sich die Mehrheit
knapp mit 20 zu 18 Stimmen durch. Mit 21 zu 20 Stimmen fiel eine Entscheidung zur
Sammlung von Abfällen noch knapper aus: Hier beschloss der Ständerat im Gegensatz
zum Nationalrat, auf eine Entpackungspflicht bei biogenen Produkten zu verzichten. Bei
Artikel 30d zur Verwertung von Abfällen entschied sich die kleine Kammer dafür, nebst
der stofflichen Verwertung auch die Wiederverwendung von Abfällen im Gesetz
aufzuführen, wie es ursprünglich auch der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Ausserdem
ergänzte die kleine Kammer Artikel 30d noch um einen ausführlichen Absatz zur
Verwertung von Phosphor. Die letzte Differenz zur grossen Kammer wurde schliesslich
mit einer Anpassung der Formulierung zur Entsorgung von Siedlungsabfällen
geschaffen. Kommissionssprecher Müller wies im Übrigen darauf hin, dass die UREK-SR
zur Problematik der Retouren im Online-Versandhandel, welche ebenfalls in der
vorliegenden Revision des USG behandelt werden, ein Postulat eingereicht habe.
In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf mit 37 zu 2 Stimmen an. 96

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2023 reichten die beiden Kommissionen für Rechtsfragen je eine
gleichlautende Motion zur Modernisierung des Gewährleistungsrechts ein (Mo.
23.4316 und Mo. 23.4345). Sie forderten, dass die aus dem Jahr 1910 stammenden
Rechtsgrundlagen gemäss dem im Postulat 18.3248 aufgezeigten Handlungsbedarf
bezüglich der geplanten Obsoleszenz revidiert werden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motionen.
Die beiden Räte behandelten die Motionen in der Wintersession 2023. Im Nationalrat
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wurde die Motion der RK-NR von Benjamin Fischer (svp, ZH) bekämpft. Fischer
befürchtete, dass der Ausbau des Gewährleistungsrechts einen Kostenanstieg für die
Hersteller von Produkten mit sich führen würde. Solange die Eckwerte einer möglichen
Revision des Gewährleistungsrechts nicht bekannt seien, müsse auf eine solche
Revision verzichtet werden. Der Nationalrat schenkte dem Anliegen von Benjamin
Fischer jedoch kein Gehör und nahm die Motion mit 120 zu 64 Stimmen, wobei die
Gegenstimmen hauptsächlich aus den Reihen der SVP-Fraktion stammten, an. 
Der Ständerat behandelte die Motion ihrer RK-SR zusammen mit der ähnlich gelagerten
Motion Streiff (evp, BE) 19.4594. Nachdem Céline Vara (gp, NE) die Vorgeschichte der
Motion erläutert hatte und Bundesrätin Baume-Schneider den gesetzgeberischen
Handlungsbedarf bestätigte, nahm der Ständerat die Motion seiner Rechtskommission
stillschweigend an.
Mit der Annahme in beiden Räten sind die beiden gleichlautenden Motionen an den
Bundesrat überwiesen. 97
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